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Autoritäres Krisenregime

Deutsche Euros rollen wieder …
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Und in Berlin singen die Ultras von der FDP gemeinsam mit den Polithools vom rechten Rand: Protektorat statt Europarat! Wird in Griechenland bald mehr als nur Deutsch gesprochen? Unsere AutorInnen stellen sich dem Einmarsch entgegen.

Lucas Oberndorfer analysiert den autoritren Wettbewerbsetatismus als Krisenbearbeitungsstrategie. Jrg Schindler pldiert fr eine europische Grundsicherung als Mittel gegen aggressiv nationalistischen Sozialchauvinismus. Im Streitgesprch debattieren Axel Troost, Hilde Mattheis und Sven-Christian Kindler ber die Regulierung des Bankensektors und die Tcken des aktuellen Diskurses um Staatsschulden.


In der Rubrik Feminismen beschftigen sich Stefanie Grfe, Lena Kreck, Rona Torenz und Anna Rinne mit dem Verhltnis von Biopolitik und Feminismus. Katharina Dahme und die ehemalige Bundesligaspielerin Tanja Walther Ahrens loten das Verhltnis von Fuball und Politik aus. In den Leckerbissen spricht Robert Stadlober ber G8-Protest und brennende Autos und Kolja Mller seziert die Rckkehr des Bartes.




Editorial



Redaktion
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	Noch 'n kurzes Interview bevor die Geschichte zu Ende ist? Der beliebte Humorist Fukuyama.
	Robert Goddyn (CC BY-SA 3.0)


Liebe Europerinnen und Europer, liebe Lesende, 

kennen Sie den? Die Geschichte ist im 20. Jahrhundert mit dem Sieg der wohlstandsbringenden westlichen liberalen Gesellschaften ber alle anderen Gesellschaftsideen an ihr Ende gekommen. Es gibt eben manche Irrtmer, die werden mit steigendem Zeitabstand immer peinlicher. Autor dieser lustigen Pointe war vor genau 20 Jahren der amerikanische Humorist und Politikwissenschaftler Francis Fukuyama.
 
Aktuell ist das Lachen Europas BrgerInnen ziemlich vergangen, den unteren Zehnmillionen wegen der Sparpakete ohnehin, den oberen Zehntausend wiederum nach den griechischen und franzsischen Wahlen: Fiskalpakt samt Armutsverpflichtung wurden  vorerst  abgewhlt. Zeiten fr die Linke, mchte man meinen. Doch das ist nicht ausgemacht. Trotz ausgebliebenem Ende der Geschichte, trotz griechischer und franzsischer Hoffnungen wirkt sie in Deutschland wie aus der Zeit gefallen. Statt selbstbewusster Kampfansage trauert etwa Sahra Wagenknecht in der FAZ vom 30. April um die durch den schnden materialistischen Geldmammon verlorengegangenen europischen Werte. Zugleich beschweren sich linke Verfassungsschtzer beim hchsten deutschen Gericht darber, dass Sozialpolitik nicht mehr an Merkels Regierungstisch, sondern in Brssel gemacht wird  weil, so Sahra Wagenknecht, das EU-Parlament als Vielvlkerparlament, in dem die Abgeordneten noch nicht einmal die gleiche Sprache sprechen, lobbyanflliger sei. Staatsvertrge statt Euro-Staat. Ja, ja  das waren noch Zeiten, als der Herrscher feierliche Gelbde noch etwas galten. Nun ja, bei derart romantischer Staatskritik bleibt uns nur der Materialismus als Gegenargument, und deshalb lautet der Schwerpunkt dieser Ausgabe Europa und die Krise. 
 
Doch was nun, Europa? Und vor allem: Was tun, europische Linke? In unserer aktuellen Ausgabe machen wir Angebote. Schuldenschnitt? Vielleicht. Es streiten hierber die Bundestagsabgeordneten Troost, Kindler und Mattheis. Ausgleichs- und Sozialunion? In jedem Fall, und zwar mit EU-Krankenkasse fr alle, dazu einen EU-Streikfonds der Gewerkschaften. Und kostenfreie Abhebungen am EC-Automat, europaweit, vom Kreta-Badestrand bis zum Nordkap. So geht, wenns nach uns geht, die Zrtlichkeit der Vlker. Und damit ihr wisst, wie andere zu ganz intensiven europischen Zrtlichkeiten stehen, zu den Vereinigten Staaten von Europa, haben wir diesmal wieder unsere Gretchenfrage gestellt. Doch nicht ohne zu testen: Wie pleite bist du? 
 
Francis Fukuyama hat brigens Anfang 2010 gegenber dem Spiegel zu Protokoll gegeben, dass er vielleicht doch nicht ganz richtig lag mit der These vom Ende der Geschichte. Aber, O-Ton: Vorsicht! Es gibt noch immer keine Alternative zum Kapitalismus.  Potzblitz, kringelkringel, der brauchte tatschlich etwas lnger. Wir wnschen ebensolchen Spa beim Lesen.
  
Die Redaktion




Sozialpakt statt Fiskalpakt

Thesen der prager-frühling-Redaktion

Redaktion

Alles ist gut!
  
Die Bedingungen sind gut: Der Neoliberalismus ist in der Krise. Junge Leute besetzen öffentliche Plätze – sei es an der Puerta del Sol in Madrid oder auf dem Tahrir-Platz in Kairo. Eine europäische Öffentlichkeit ist auf einmal da. Die Trennlinie verläuft nicht zwischen Deutschen, Französ_innen und Griech_innen, sondern zwischen den Anhänger_innen eines autoritären Europa der vermeintlichen Sparzwänge und seinen Gegnern, zwischen Merkozy und dem griechischen Linksbündnis SYRIZA sowie den Kritiker_innen des Fiskalpakts. Die politische Lage in anderen Ländern wird mit viel Enthusiasmus verfolgt und Angela Merkel mischt sich in den Wahlkampf in anderen Ländern ein als wäre es eine Landtagswahl. Wir leben längst in einer europäischen Gesellschaft mit eigener Öffentlichkeit. Hier ist die Rose, hier tanze!
 
Postdemokratie in Europa
   
Das Problem ist allerdings, dass die europäische Gesellschaft immer stärker in einen postdemokratischen Zustand schlittert. Der Gipfel dieser Entwicklung ist der Fiskalpakt. Er verpflichtet alle Mitgliedstaaten zu Einführung einer Schuldenbremse und enthält automatische Sanktionen, wenn Mitgliedstaaten Haushaltsdefizite aufweisen. Diese tiefgreifenden Veränderung hätte eine Modifikation der europäischen Verträge nötig gemacht. Aber die Exekutiven haben den Fiskalpakt am Europarecht vorbei als völkerrechtlichen Vertrag durchgesetzt. Was auf dem Spiel steht, ist der Kern der repräsentativen Demokratie, nämlich, dass Parlamente über die Verwendung von Steuermitteln, über Investitionen und Einsparungen eigenständig entscheiden können. Setzt sich die Logik des Fiskalpakts durch, vollziehen die Parlamente letztlich nur noch eine neoliberale Spardoktrin. Unterschiedliche Positionen politischer Gestaltung können nicht mehr abgebildet werden. Die Demokratie wird entleert. Sie wird zur Technokratenveranstaltung, bei der einzig darum gestritten werden darf, wer am Effektivsten spart, wer Frauenhäuser, Schulen, Universitäten, soziale Sicherungssysteme, Arbeitsverhältnisse – einfach alles, weil es im Haushalt eben immer um alles geht – zusammenstreicht und so behandelt, dass es der EU-Kommission, den Regierungen und ihrem neoliberalen Common Sense gefällt.
  
Autoritärer Wettbewerbsstaat
  
Aus der Krise des Neoliberalismus erwachsen Ansätze einer neuen Regulationsform autoritär-etatistischer Prägung. Schuldenfreiheit der Haushalte, Verwaltungs-Best-Practice, Etat-Konvergenzvorgaben, Fachaufsicht nationaler oder lokaler Institutionen durch übergeordnete oder supranationale Institutionen ersetzen den demokratischen Prozess. Derartige Vorab-Entscheidungen fallen zunehmend in demokratisch nur sehr indirekt legitimierten Kommissionen, weniger in Parlamenten oder demokratischen Gremien; nur die Umsetzung obliegt dann den Parlamenten und Regierungen. Der Machtlosigkeit der demokratischen Institutionen entspringt die Abstinenz großer Bevölkerungsteile, insbesondere nicht durchsetzungsstarker Schichten, aber auch – als Zeichen des Widerstands – der direkt-demokratische oder absolute Transparenz einfordernde Impuls.
  
Europäische Gegeninstitutionen schaffen!
  
Die Wiedergewinnung eines politischen Momentums kann nur durch die Formulierung eines Bruchs gelingen. Und der muss mehr sein als europäischer Mindestlohn, Börsenumsatzsteuer und Schuldenschnitt. Damit dieser Bruch wirkungsmächtig wird, braucht es AkteurInnen. Große Teile der Linken und die deutschen Gewerkschaften sind allerdings Teil nationaler Wettbewerbsallianzen und setzen auf eine sozial-nationale Politik. Sie wollen den Standort stärken, um Vorteile für ihre Kernbelegschaftsklientel in den großen Industriebetrieben herauszuholen. Eine Strategie, die zwar kurzfristig erfolgreich für Abwehrkämpfe sein mag, mittelfristig aber in eine Sackgasse führen und langfristig die Durchsetzung eines autoritären Wettbewerbsstaats unterstützt, in der alle Länder sozial- und wirtschaftspolitisch gegeneinander gestellt werden.
  
In dieser Situation kommt es gerade jetzt darauf an, Gegen-Institutionen zu schaffen, selbst welche zu bilden und zu erfinden, die der Demokratieidee noch Haltepunkte bieten und zwar auf zwei Ebenen: Einerseits im außerinstitutionellen Raum. Erst eine europäisch vernetzte Bewegungen (z. B. Occupy, BürgerInnen-Komittes gegen die Finanzmärkte, ein selbstorganisiertes Referendum über die Zukunft der EU) wird die Machtfrage überhaupt auf die Tagesordnung setzen können. Bleiben die Proteste national isoliert oder rein defensiv laufen sie Gefahr an den Machtverhältnissen vorbeizugehen. Andererseits gilt es, Haltepunkte innerhalb der europäischen Institutionen zu suchen, die eine oppositionelle Funktion gegen die autoritäre Wende einnehmen könnten. Die europäische Sozialcharta, die vom Europarat initiiert wurde und weitgehende soziale Rechte festhält, könnte etwa zu einer Gegen-Institution ausgebaut werden. Oder ein selbstbewusstes europäisches Parlament mit einer linken Mehrheit.
  
Europäische Linke
  
Dies bedeutet, dass linke Parteien in stärkerem Maße auf die europäische Postdemokratie hin umdenken sollten. Die europäische Linkspartei und deren europäischen Entsprechungen müssten endlich mehr Bezug auf außerparlamentarische Kämpfe nehmen und sich selbst wieder in stärkerem Sinne als Teil sozialer Bewegung begreifen. Es bräuchte auch eine neue Erzählung, die Widersprüche in einen globalen oder zumindest europäischen Kontext einbettet, statt sie nationalstaatlich limitiert zu verhandeln. Es kommt darauf an, ein bisschen mehr Nicht-Partei und weniger staatstragend zu sein. Denkbar ist ja durchaus, dass die LINKE oder die europäische Linkspartei sich als Gegen-Institution erweisen. Perspektivisch geht es um die Herausbildung einer europäischen Linken, die über die Grenzen des Nationalstaats hinaus zu gemeinsamem Handeln fähig wird. Das heißt auch: Die Linkspartei wird sich noch ein weiteres mal umbenennen müssen: in „Europäische Linke“:
  
Sozialpakt statt Fiskalpakt – Praxis für ein radikal anderes Europa
  
Den meisten Menschen ist klar, dass europäische Institutionen stetig mehr Einfluss auf Politik nehmen. Nicht erst seit Griechenland-Finanzkrise, Eurorettung und Fiskalpakt spüren sie die Einschläge des Sozial- und Demokratieabbaus näher rücken. Die Linke muss daher den Kampf um die Macht auf europäischer Ebene selbstbewusst aufnehmen. Das heißt, in der politischen Praxis, dass sie Systeme der demokratischen Solidarität gegen die Systeme der Konkurrenz zu etablieren hat. Sie machen Europa als eine Ebene erfolgreicher Gegenwehr und sozialer Standards erfahrbar. Die prager-frühling-Redaktion schlägt daher Projekte für ein soziales und demokratisches Europa vor:
  
- Streikfonds: Nationale Solidarität ist out, internationale Solidarität ist in. Und wenn schon korporatistisch, dann EU-weit und erfolgreich: Wir wollen einen europäischen Streikfonds der Gewerkschaften. In diesen Fonds zahlen die EU-Gewerkschaftsmitglieder ein. Im Falle von allgemeinpolitischen oder tarifpolitisch wesentlichen Auseinandersetzungen werden mit diesen Streikfondsmitteln die gewerkschaftlichen Kämpfe in einzelnen Ländern unterstützt.
  
- Die europäische Sozialcharta wird gestärkt und sichert zentrale Lebensrisiken ab. Inhalt sind die grundlegenden Standards der Existenz - Grundeinkommen, Mindestbildung, Mindestversorgung im Krankheitsfall, angemessenes Wohnen – europaweit und einklagbar verankert.
  
- EU-Krankenversicherung: Wir wollen eine EU-weite Übertragbarkeit der nationalen sozialen Sicherungssysteme. Grundlegend hierfür ist Leben und Gesundheit: Als Einstieg wollen wir eine EU-weite gesetzliche Krankenversicherung nach dem Modell der solidarischen Bürgerversicherung für alle Menschen mit EU-Wohnsitz einführen. Alle BürgerInnen erhalten damit erstmals innerhalb der EU Krankenversicherungsschutz.
  
- EU-Mitbestimmung: Unternehmen sind europäisch vernetzt und verwoben. Deshalb muss auch die Mitbestimmung europaweit durchgesetzt werden. Wir fordern deshalb verbindliche Regelungen der Mitbestimmung von BeschäftigtenvertreterInnen in Vorständen, Aufsichtsräten und durch Betriebsräte in nationalen Unternehmen sowie standardisierte Vorgaben für Mitbestimmungsregeln bei international agierenden Unternehmen.
  
- Wir sprachen darüber: In der gesamten EU muss BürgerInnen die Möglichkeit gegeben sein in allen EU-Sprachen ihre Behördenkommunikation zu führen. Das ist nicht nur eine Frage der Verständigung, sondern auch eine Strategie zur Vermeidung von strukturellem Rassismus. Regional häufig gesprochene Sprachen sollten ebenfalls als Behördensprache zugelassen werden.
  
- Haste mal nen Euro? EU-weit Geld abheben: Europaweite Mobilität des Kapitals heißt für uns nicht, dass Menschen dem Kapital bei der Verlagerung der Produktion an den billigsten Standort folgen. Sondern bei uns folgt das Kapital dem Menschen, dahin, wo es gebraucht wird: Wir wollen die kostenfreie EU-weite Abhebung am EC-Automaten. Ob zum Besuch des Nationaltheaters in Tallin, des Aviva Fußballstadium Dublins, des Lieblingsitalieners in Venedig, beim Bummel auf Athens Plakameile oder vor dem Partyabsturz am Ballermann 6: EU-BürgerInnen können überall kostenfrei Geld abheben. Wenn das die europäischen Banken nicht umsetzen wollen, macht das der europäische Sparkassenverbund.




Wenn Hartz-IV, dann für alle!

Eine EU-Grundsicherung ist notwendig

Jörg Schindler
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	Nothing works properly here ... if not, he ain't have no welfare.
	Zusammen gegen das Jobcenter Neukoelln (CC BY-NC 2.0)


Ginge es nach dem versammelten deutschen Chauvinismus, sollen die Pleitegriechen ihre Inseln verkaufen und erst mal richtig arbeiten  allerdings nicht in Deutschland. Suchen EU-Brger_innen in Deutschland Arbeit, gibts kein Hartz IV. Dafr zieht die Bundesregierung alle Register. So sieht die Hartz-IV-Gesetzgebung vor, dass Nichtdeutsche keine Leistungen erhalten sollen, wenn sie nach Deutschland kommen, um hier Arbeit zu suchen. Kommen sie aus anderen Grnden, etwa wegen einer Heirat, bleiben die ersten drei Monate ohne Anspruch auf Grundsicherung. Aufgrund der restriktiven Einreisebestimmungen in die europischen Staaten wirken sich diese Beschrnkungen vor allem auf EU-Brger_innen aus.   

Hartz IV nur fr Deutsche
   
Dass EU-Brger_innen  Freizgigkeit hin, europische Idee her  keine deutsche Sozialhilfe erhalten, wenn sie in Deutschland leben, um hier Arbeit zu suchen, darber waren sich seit 2005 alle Bundesregierungen einig. Bis im Oktober 2010 das hchste deutsche Sozialgericht ein Schlupfloch aufmachte. Ein Franzose klagte und berief sich auf das Europische Frsorgeabkommen (EFA) von 1953. Darin hatten sich einige europische Staaten verpflichtet, ihren Brger_innen bestimmte soziale Leistungen zu gewhren  darunter Sozialhilfe  in Deutschland Hartz IV. Der Franzose erhielt Leistungen zugesprochen. Umgehend erklrte die Bundesregierung einen so genannten Vorbehalt gegen das EFA  vlkerrechtlich zweifelhaft. Doch so wurden zunchst Fakten geschaffen und alle Jobcenter angewiesen, nicht zu zahlen  nach dem Motto: Klagt doch, ihr Pleitegriechen! Zwischenzeitlich haben klagende EU-Brger_innen ein weiteres Argument: Seit Mai 2010 gilt die EU-Richtlinie 883/2004. Danach mssen Arbeitssuchende der meisten EU-Staaten Sozialhilfe erhalten. Aber wieder werden Jahre vergehen und hierauf knnen mittellose EU-Arbeitssuchende nicht warten. Zumal sich Folgeprobleme stellen: Wie ist es mit speziellen Leistungen, mit Eingliederungszuschssen, Vermittlungsbudgets oder Kinderzuschlag, Wohn- und Elterngeld? Viel Spielraum, mit Tricks arbeitssuchende EU-Brger_innen aus den deutschen Sozialsystemen auszusperren.
   
Freiheit ohne Sozialhilfe
   
Geheuchelte Europafreundlichkeit des Wortes, aggressiver nationaler Sozialchauvinismus der Tat: Deutschland polemisiert gegen Schuldenstaaten und verlangt Sozialabbau als Gegenleistung fr die angebliche europische Solidaritt. Fr hier Arbeit suchende Brder und Schwestern wird dagegen Hrde um Hrde um die deutschen Sozialsysteme aufgebaut. Dabei existiert in fast allen EU-Lndern eine Art Sozialhilfe. Die franzsische RSA betrgt 467,- , dazu Wohnkosten, also mehr als das deutsche Hartz IV. Die italienische assistenza economica variiert regional und Portugals Rendimento Social de Insercao betrgt etwa 180,-  sowie Wohnkosten. Griechenland ist das einzige EU-Land ohne offizielle Sozialhilfe. Denkbar ist, dass seine Staatsbrger_innen darber nachdenken, angesichts der katastrophalen Verhltnisse in die BRD umzuziehen und einen beruflichen Neuanfang zu wagen  auch, wenn der Start erst einmal Hartz IV bedeutet. Ihre Arbeitnehmerfreizgigkeit wird fr sie zur Farce. Fr sie gilt: Freiheit ist immer die Freiheit ohne Sozialhilfe.
   
Auf einem Bein kann Europa nicht stehen
   
Die europischen Grundsicherungssysteme anzugleichen, hat dagegen Potenzial. Allerdings ist der Geist der europischen Vertrge neoliberal und soziale Grundrechte sollen sich der Freiheit der Mrkte unterordnen. Die EU-Integration steht dadurch seit vielen Jahren lediglich auf einem Bein  dem der Konkurrenz , ohne dass es fr die hierdurch entstehenden Disparitten einen Ausgleichsmechanismus gibt. Der deutsche Exportweltmeister hat hierdurch Vorteile aus dem EU-Binnenmarkt, whrend die Pleitestaaten ihre geringere Produktivitt nicht durch Whrungsabwertung, Finanzausgleichsmechanismen oder Infrastrukturinvestitionen austarieren knnen. Das finanzpolitische Koma des griechischen Staates und Folgeinfektionen anderer wirtschaftlich schwcherer EU-Staaten waren daher absehbar. Ohne das zweite Bein einer infrastrukturellen Ausgleichs- und Sozialunion wird die EU in Zukunft deshalb gar nicht mehr stehen knnen.
  
Deshalb ist das Beharren vieler Linker, die nationalen Sicherungssysteme beizubehalten, konomisch blind und politisch borniert. Es ist eine Illusion, den Integrationsstand der EU, insbesondere die Wanderungsbewegung von EU-Brger_innen, zurckdrehen zu knnen. Will man diese bei der Arbeitssuche nicht ihrem Schicksal berlassen, muss man die nationalen Sicherungssysteme kompatibel machen  auch, um bernational koordinierte Gegenwehr der Arbeitssuchenden zu ermglichen.
  
Das Bndnis aus traditioneller nationaler Arbeitsverwaltung und konservativer Subsidiarittsrechtsprechung, das den nationalen Sozialstaat als nicht auf EU-Institutionen bertragbar erklrt1, wird soziale Mindeststandards nicht retten, sondern nur ihre Unterhhlung durch den stetigen Fluss des EU-Binnenarbeitsmarkts erzeugen. Um die Ruinen nationaler Sozialhilferegeln werden breite Einfallstore von Prekaritt und sozialrechtlicher Informalitt entstehen, weil reale Lebenssituationen im EU-Arbeitsmarkt nicht mehr erfasst werden (knnen). Der Kampf gegen Fiskalpakt und EU-Spardiktate wird  wie das erwhnte Beispiel des EFA-Vorbehalts durch die Bundesregierung gegen das Frsorgeabkommen zeigt  gerade nicht mehr aus nationaler Kompetenz heraus gelingen.
  
Stattdessen muss die Linke Sozialstaatlichkeit in den Kontext der EU-Integration setzen. Den europischen Stier bei den Hrnern packen heit: Bedarfsdeckung ab erstem Tag, Universalitt, Wohnortprinzip, bertragbarkeit und Rahmensetzung. Grundstzlich mssen allen Unionsbrger_innen die jeweils am Wohnort geltenden sozialen Grundsicherungssysteme offen stehen. Diese mssen den Bedarf zum Leben decken, wobei in diesem Rahmen Spielrume fr individuelle, regionale und nationale Besonderheiten bleiben mssen. Um zu vermeiden, dass aus dem frheren Leben in einem anderen EU-Staat sozialrechtliche Ansprche verloren gehen, mssen nationale Regeln bei Arbeitslosengeld, Rente, bei Schulbesuch, Ausbildung und Studium bertragbar gestaltet und angeglichen werden. Denn gelten sie willkrlich und selektiv, werden sie auf Dauer nicht mehr akzeptiert und schrittweise ausgehhlt. Ein attraktives linkes Gegenmodell eines Solidarsystems im Zeichen des EU-Binnenmarkts verbindet daher soziale Lagen durch eine Beplankung von nicht durch nationale Tricks hintergehbaren EU-Sozialstaatsrahmen, etwa von griechischen und deutschen Elterngeldempfnger_innen, italienischen und polnischen Studierenden sowie ungarischen und schwedischen Rentner_innen. Paradoxerweise knnte die Linke dann auch fordern: Hartz IV muss bleiben, und zwar fr alle.
   
1 BVerfG, Lissabon-Urteil v. 29.06.2009




Banken müssen langweiliger und kleiner werden

Sven-Christian Kindler, Hilde Mattheis, Axel Troost im Gespräch über die Krise



prager frühling: Merkel und Schäuble zufolge handelt es sich bei der gegenwärtigen Krise um eine Schuldenkrise. Was ist daran falsch?


Hilde Mattheis: Ursächlich für die Krise sind nicht die Staatsschulden. Vielmehr ist die Krise der Finanzmärkte auf die Staaten übergeschwappt. Sie wird auf dem Rücken der Staatshaushalte abgeladen. Meine Sorge ist, dass wir dadurch eine Krise der Demokratie erleben und die Verteilungsungerechtigkeit zunimmt.


Sven-Christian Kindler: Merkels Erklärung hat Vorteile: Sie ist einfach, verständlich, sieht die Schuld bei den anderen, bedient vorhandene Vorurteile. Ihr einziger Nachteil: Sie ist falsch. Verantwortlich sind vielmehr die drei U: Ungleichgewichte in den Leistungsbilanzen, Ungleichgewichte bei der Vermägensverteilung und die Unterregulierung der Finanzmärkte.


Axel Troost: Ich stimme allem bisher gesagten zu. Ich bezeichne die Krise als Staatsfinanzierungskrise und nicht als Schuldenkrise. Wichtig ist, die Staatsfinanzierung muss unabhängig von den Finanzmärkten werden.


pf: So viel Einigkeit bei der Analyse der Krise. Wie stehen Sie jeweils zur so genannten Schuldenbremse?


Kindler: Leider hat die gesellschaftliche Linke den Diskurs um Schulden verloren. Mit der Angst vor Schulden muss man sensibel umgehen. Für Deutschland ist eine Schuldenbegrenzung auch notwendig. Allerdings darf man nicht einseitig auf Kürzungen bei den Ausgaben setzen. Wichtig ist, höhere Einnahmen zu erzielen.


Troost: Die Verankerung der Schulden- bremse im Grundgesetz war ein Fehler, denn damit haben wir eine Situation, die wir selbst bei anderen Mehrheiten kaum noch zurückdrehen können. Natürlich setzen wir darauf, mit höheren Steuern auf große Vermögen und Einkommen die Einnahmesituation zu verbessern. Dafür hat die LINKE auch ein eigenes Steuerkonzept vorgelegt. Aber in Zeiten geringen Wachstums wird die Schuldenbremse die Politik zu Kürzungen zwingen.


Mattheis: In der SPD gab es Widerstand gegen die Schuldenbremse, aber die Kritiker haben parteiintern verloren. Im Fiskalpakt wird die Schuldenbremse nochmals verschärft, was auch aus demokratischer Sicht ein Problem ist. Die Staaten werden ausgepresst wie eine Zitrone und auf der anderen Seite entstehen Blasen. In den letzten Jahren ist das private Vermögen um zwei Billionen Euro gewachsen. Wir müssen daher über Verteilung reden, sonst geht diese Entwicklung an die Substanz demokratischer Strukturen.


pf: In der Tat zwingen die Vorgaben des Fiskalpakts die Bundesrepublik, über viele Jahre jedes Jahr 25 Milliarden Euro Schulden abzubauen.


Troost: Der Fiskalpakt geht in die komplett falsche Richtung, schon deshalb, weil er nicht an den Ursachen der Krise — den Finanzmärkten — ansetzt.


Mattheis: Der Fiskalpakt muss neu verhandelt werden. Er liefert keine Wachstumsimpulse. Er beschneidet unwiderruflich das Budgetrecht und damit den Kern der Handlungsfreiheit der nationalen Parlamente. Das Zusammenleben in Europa muss auf gute demokratische Beine gestellt sein. Das Knebeln der sozialen Standards in den Ländern befördert nur politische Spektren, die mir nicht gefallen — ganz rechts oder ganz links.


Kindler: Der Fiskalpakt ist ökonomisch einseitig und in der derzeitigen Form ist er aus grüner Sicht nicht zustimmungs- fähig.


pf: Immer wieder ist positiv vom Wachstum die Rede. Die Umweltbewegung hat ja aus gutem Grund die Ausrichtung auf Wachstum kritisiert ...


Kindler: Das ist differenziert zu sehen. Kurzfristig ist dieses Wirtschaftssystem von Wachstum abhängig. Gerade in Zeiten einer wirtschaftlichen Rezession auf massive Kürzungen zu setzen, ist falsch. In Spanien sehen wir ja wohin das führt. Die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 50 Prozent. Für die sozial-ökologische Wende brauchen wir auch Investitionen. Mittelfristig jedoch müssen wir uns von Wachstumszwängen lösen, weil dies zu Lasten des Planeten und der Menschen geht.


pf: Halten wir also fest: Einvernehmen herrscht darüber, dass mehr Investitionen und höhere Einnahmen nötig sind. Doch herrscht das Einvernehmen auch bezüglich der Dimension? Welchen Umfang sollten die Investitionen haben?


Troost: Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (Memorandumgruppe) zeigt, dass für die Bundesrepublik ein zusätzlicher Investitionsbedarf von mindestens 75 Milliarden Euro pro Jahr be- steht. Bei konsequenter Umsetzung der Schuldenbremse setzt das enorm höhere Steuereinnahmen voraus. Die Frage der Dimension ist entscheidend. Wir brauchen eine umfangreiche Rückverteilung.


Kindler: Ökonomisch müssten ein bis zwei Prozent der Wirtschaftsleistung der Eurozone für einen wirksamen Konjunkturimpuls in die Hand genommen werden. Das sind mindestens 100 Mrd. für die gesamte Eurozone.


Mattheis: Auf jeden Fall hat Deutschland einen gewaltigen Nachholbedarf bei Investitionen in Bildung und Infrastruktur. Ich bin für eine Vermögensabgabe auf europäischer Ebene. In welcher Höhe, darüber lässt sich trefflich streiten.


Kindler: Ja, eine Vermögensabgabe für Millionäre, wie die Grünen sie fordern, würde in 10 Jahren 100 Milliarden bringen. Die US-Unternehmensberatung Boston Consulting empfiehlt übrigens, dass ein Drittel des flüssigen Vermögens abgebaut werden muss, auch um der Gefahr von sozialen Unruhen und einer schweren Rezession entgegen zu wirken.


Troost: Eine Vermögensabgabe, die nur zeitlich begrenzt erhoben wird, um die schlimmsten Folgen der Krise abzufedern, reicht nicht. Es bedarf zusätzlich einer dauerhaften Vermögenssteuer, deren Einnahmen die notwendigen Investitionen, z. B. in der Bildung, ermöglichen.


Mattheis: Dann können wir doch als Ergebnis festhalten, dass wir eine deutlich spürbare Beteiligung der großen Vermögen und Einkommen, also einen höheren Spitzensteuersatz, eine Vermögenssteuer und eine zeitlich begrenzte Vermögensabgabe, brauchen.


Kindler: Ich befürchte nur, man wird nicht alles zusammen gleichzeitig gesellschaftlich durchsetzen können.


Mattheis: Zu deren Durchsetzung bedarf es anderer Mehrheiten und einer anderen Debattenlage. Hier muss sich noch viel Druck aufbauen. Wir müssen deutlich machen, die wachsende Spaltung, also Suppenküchen für die einen und die anderen müssen sich zunehmend verbarrikadieren, schadet allen.


Kindler: Das Europäische Projekt steht auf der Kippe. Die proeuropäische gesellschaftliche Linke muss sich neu aufstellen. Sie muss Bewegung sein. Zunächst müssen wir Merkels Diskurs drehen. Wir brauchen eine andere Hegemonie.


Mattheis: Ja wir brauchen eine andere Hegemonie. Eine, die sich vom Schuldendiskurs löst.


Troost: Die herrschende Hegemonie ist auch ein Erfolg der Banken. Zudem ha- ben wir einen ökonomischen Analphabetismus, der ihnen in die Hände spielt.


pf: Braucht es neben hegemonialen Auseinandersetzungen auch eine Verständigung über ein anderes Akkumulationsregime? Anders gefragt: Kann man der Tiefe des Problems gerecht werden, ohne die Systemfrage zu stellen?


Troost: Ich setze hier auf Wirtschaftsdemokratie und das ist keine Frage des rein formalen Eigentumstitels. Notwendig ist eine gesellschaftliche Kontrolle aller Banken, d. h. eine Vergesellschaftung des Bank- und Kreditwesens.


Kindler: Das dreigliedrige Bankensystem mit Privatbanken, Sparkassen und Genossenschaftsbanken sollte aus grüner Sicht weiter bestehen, aber mit stärkerer Regulierung. Die Systemfrage stellt sich natürlich. Die soziale, ökologische und demokratische Transformation dieses Wirtschaftssystems ist dringend notwendig.


Mattheis: Ich zitiere aus unserem Programm: „Die Wirtschaft muss den Men- schen dienen.“ Das gilt auch für die Finanzwirtschaft.


*Das Gespräch führten Katja Kipping und Thomas Lohmeier.



Die Dritte Welt als Vorbild?

Krisenbewältigung in Europa

Johannes Jäger


Kapitalistische Entwicklung verluft krisenhaft. Heute manifestiert sich die Krisenanflligkeit in den Zentren der Weltkonomie. In den 1980er und 1990er Jahren war besonders die Dritte Welt betroffen. Die Ursachen von Krisen in der globalen Peripherie und der Umgang mit ihnen weisen frappierende Parallelen zu aktuellen Entwicklungen in Europa auf. Eine entsprechende Gegenberstellung erweist sich daher als sehr aufschlussreich.


Die Periode strikter Kapitalverkehrskontrollen und national stark reglementierter Finanzsektoren in der Nachkriegszeit bis Mitte der 1970er Jahre war weltweit von einer auerordentlich hohen wirtschaftlichen Stabilitt gekennzeichnet. Erst die Liberalisierungsschritte in der Folge der Aufkndigung des Bretton-Woods-Systems seitens der USA Anfang der 1970er Jahre machten die Krisenanflligkeit des Kapitalismus zunchst vor allem in der globalen Peripherie neuerlich sichtbar. Ab Mitte der 1970er Jahre erfolgte im Kontext der von den USA  und der liberalen Wirtschaftstheorie  gefrderten Liberalisierung in der Peripherie ein sprunghafter Anstieg der Kapitalzuflsse in Form von US-Dollar-Krediten. Diese wurden aufgrund vergleichsweise geringer Zinsen vorrangig von Unternehmen und Banken aufgenommen. Dies war vor allem in Lateinamerika, aber auch in Afrika zu beobachten. Zum Teil setzten jedoch auch realsozialistische Lnder wie Ungarn und Jugoslawien auf Auslandsverschuldung. Dieser Zustrom von Finanzmitteln stellte sich alsbald als Problem heraus.
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Die Fehler der Schuldenkrise der 1980er Jahre ...




Mit dem Einzug monetaristischer Politiken in den USA ab 1979, deren Kern die Anhebung der Zinsen war, verteuerten sich Zins- und Schuldendienst dramatisch. Die Auslandsschulden der Banken und Unternehmen wurden von den Staaten in der Dritten Welt meist bernommen, wodurch diese quasi ber Nacht enorme Auslandsschulden hatten. Die Stunde der sogenannten Strukturanpassungsprogramme des IWF war gekommen. Dieser bot Hilfe mittels berbrckungskrediten und Umschuldungen an, welche an rigide Konditionen geknpft waren. Das oberste Ziel der Strukturanpassungsprogramme bestand in der Aufrechterhaltung des Schuldendienstes im Interesse der Glubiger  vor allem Banken in den USA. Die Schuld wurde nicht nur materiell, sondern auch diskursiv den peripheren Staaten zugeschoben: Nicht die laxe Kreditvergabe der Banken im Norden, sondern die hohen staatlichen Defizite in der Peripherie wurden angeprangert. Sparen, sparen, sparen lautete folgerichtig das Diktum. Vor allem Sozialausgaben wurden gekrzt, Privatisierungen voran getrieben. Auslndisches (sprich: US- und EU-Kapital) sollte in allen Bereichen ungehinderten Zugang zu den Mrkten erlangen. Die Liberalisierung des Arbeitsmarktes fhrte zu massiven Reallohnverlusten. Die Manahmen waren insoweit erfolgreich, als der Schuldendienst aufrecht erhalten und damit die Interessen der Glubiger in den USA und Europa geschtzt wurden und Auslandskapital gnstig privatisierte Betriebe erwerben konnte. Dies allerdings auf Kosten der Mehrheit der Menschen in der Peripherie  die 1980er Jahre gelten als das verlorene Jahrzehnt. Die Wirtschaftsleistung pro Kopf war beispielsweise in Lateinamerika Ende der 1980er Jahre ca. 10 Prozent niedriger als zu Beginn der Dekade. berdies waren die Gesellschaften erheblich ungleicher geworden und die Armut war sprunghaft angestiegen. Gleichzeitig kam es zu einem substanziellen Nettoressourcentransfer in den Norden. Insgesamt wurde das Kapital im Zentrum der Weltkonomie  allen voran in den USA  gestrkt. Eine neuerliche Welle des spekulativen, teils ber Kredite finanzierten Kapitalzuflusses in die Peripherie erfolgte in den 1990er Jahren. Von Mexiko ber die Asienkrise und Russland bis Argentinien waren die Konsequenzen hnlich und die vom IWF diktierte Anti-Krisenpolitik im Interesse der Glubiger aus dem Norden folgte demselben Muster.




... werden bei der Finanzkrise in Europa ...




Spekulative Kapitalzuflsse im Kontext einer extrem liberalisierten Finanzmarktpolitik in der EU flossen in Form von Krediten ab den 2000er Jahren vor allem in die europische Peripherie. Wieder waren die Konsequenzen dieselben und der beinahe schon beschftigungslos gewordene IWF wurde neuerlich aktiv. Wo der Bankrott drohte, sprang er in Kooperation bzw. auf Zuruf mit EU-Institutionen ein. Nicht die spekulative Kreditvergabe seitens der Banken oder die Sozialisation der Kosten der Finanzkrisen gelten als Problem, sondern berbordende Staatsausgaben und hohe Lhne. Auch die Tatsache, dass Lnder wie Griechenland oder Portugal durch das spekulative Ansteigen der Zinsen in die Knie gezwungen wurden, wird nicht thematisiert. Die durchgesetzten Manahmenpakete von Ungarn bis Irland waren wiederum sehr hnlich: Staatliche Sparpolitik mit dem Ziel des Glubigerschutzes war und ist angesagt. Wie blich wurde die Gelegenheit der Krise genutzt, um neoliberale Politiken  allen voran Privatisierungen, Abbau des Sozialstaates und Deregulierung des Arbeitsmarktes  voranzutreiben. Den desastrsen sozialen und wirtschaftlichen Folgen fr die betroffenen Lnder steht ein (bislang) erfolgreicher Glubigerschutz gegenber. Damit wurden die Finanzinteressen im Zentrum der EU erfolgreich verteidigt.




... einfach wiederholt.




Diese Krisenbewltigungsprogramme haben jedoch noch eine weitreichendere Bedeutung: Sie liefern die Blaupause fr eine nachhaltige Radikalisierung des Neoliberalismus auf gesamteuropischer Ebene. Die entsprechenden Sparpolitiken werden in Form zahlreicher Manahmen, allen voran der europischen Schuldenbremse auf Druck Deutschlands dauerhaft in der EU institutionalisiert. Auch wenn die Konsequenzen derzeit besonders in der europischen Peripherie zu spren sind, ist doch davon auszugehen, dass sie auch auf Deutschland bergreifen werden und Europa bestenfalls einer langen Periode der Stagnation entgegenblickt. Wem ntzt das? Hier geben Vergleiche mit Krisenpolitiken in der Peripherie interessante Aufschlsse: Erstens wird generell Kapital gegenber Arbeit gestrkt    die Erledigung des europischen (kontinentalen) Wohlfahrtsstaates mit seiner institutionalisierten Macht der Lohnabhngigen ist nicht mehr weit entfernt. Zweitens wird mindestens kurzfristig den Interessen der Glubiger und damit des Finanzkapitals Rechnung getragen. Drittens profitieren groe Kapitalgruppen in Deutschland, dem Zentrum des industriellen Produktionssystems Europas, von der aktuellen Form der (vermeintlichen) Krisenbewltigung. Denn eine Vertiefung der Krise schwcht kleinere Kapitalien, insbesondere in der Peripherie, und erlaubt eine weitere Zentralisation und damit einen Ausbau der Vormachtstellung des Kapitals.




Johannes Jger ist Fachhochschulprofessor fr Volkswirtschaftslehre an der FH des bfi Wien. Seine Forschungsschwerpunkte sind Finanzmrkte und internationale Entwicklung.




Sterne Europas

Warum Weltbürger keine Europäer sein können

Mark Wagner
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	Erich Soos
	

Erich Soos ist Flugbegleiter und er ist es gerne. Auf langen Flgen geht er nachts zufrieden an den Reihen seiner schlafenden Passagiere vorbei bis an die Tr des Cockpits. Hinter ihm liegt dann der Rumpf des Fliegers und die Menschen, deren Nerven er beruhigt und deren Wnsche er erfllt hat. Soos hat ihnen Drinks, belegte Brote oder Kopfschmerztabletten gebracht. Viele Stunden war er fr andere da. Dieser Moment gehrt ihm. Soos klopft an die Tr des Cockpits. Die Piloten bitten ihn herein. Soos setzt sich auf den Reservesitz, gurtet sich an und schaut wortlos auf die Sterne. Der Flieger gleitet auf 12000 Metern Hhe dahin. Hinter der Cockpitscheibe betrgt die Temperatur minus 50 Grad. Die Luft ist dnn und sehr klar. Die Milchstrasse scheint ber dem Flugzeug zu schweben. Milliarden Pnktchen funkeln ber der Erdoberflche, die zu finster ist, um sie auszumachen. Das Flugzeug ist ein Raumschiff geworden, es durchquert das All. Nur ab und zu bricht die Illusion. Dann sieht Erich Soos am Boden blagelbe Lichtinseln. Das sind die menschlichen Stdte. Er sagt, er fhle sich als Weltbrger. Deutscher sei er nicht. TV und Schnitzel sagten ihm nichts. Vancouver sei ein drittes Zuhause und Mnchen sein zweites. Seine erste Heimat wre der Globus. Vor zwlf Jahren schmiss Soos sein Leben als Werbekaufmann hin und begann vllig neu. Er hatte keine Lust mehr, Menschen davon zu berzeugen, Dinge zu kaufen die sie nicht brauchen.


Jura Schder ist Manager bei eBay. Er wei nicht, was Menschen kaufen sollten. Aber es interessiert ihn sehr, ob sie dabei zufrieden sind. Das Unternehmen stellt den virtuellen Marktplatz fr Produkte, die andere auf diesem Marktplatz anbieten. Schders Beruf ist es, die Zufriedenheit von KuferInnen und MarktstandbesitzerInnen zu erkunden. Schder fliegt viel. In den flachen Hierarchien von eBay ist die persnliche Anwesenheit fr einen Manager wichtig. Erich Soos und Jura Schder knnten sich im Himmel ber Europa begegnet sein. Der Flugbegleiter stellt einen Saft ab. Der junge Manager bedankt sich und bittet, nicht gestrt zu werden. Er mchte schlafen, um ausgeruht in seinem zweiten Zuhause anzukommen. Das ist Dublin. Dort hat eBay-Europe eines seiner beiden Hauptquartiere. Das andere liegt in Berlin. Dort wohnt Schder. Das Caf Sarotti in Kreuzberg nennt er sein zweites Wohnzimmer. Hier treffe ich ihn. Wir knabbern Salzstangen und suchen nach Europa. Schder nennt Dublin eine europische Stadt. Doch das sei nicht so, weil Dublin in Europa lge, sondern weil sich Europa in Dublin befnde. Die Hlfte der EinwohnerInnen der Stadt sind keine Iren. Dublin ist ein Schmelztiegel. In der Kantine von eBay fusionieren die KchInnen das europische Essen. Schder erzhlt, dass die franzsischen Mitarbeiterinnen grten Wert auf die Einhaltung ihres franzsischen Tages legen. Jedes Mal, wenn sie aus der Kantine zurckkehren, sagt er, erklren sie hinterher, das Ganze habe mit franzsischer Kche absolut nichts zu tun. Aber sie sind strikt gegen die Abschaffung ihres nationalen Essenstages: Non! C'est pas possible! Schder lacht. Er sagt, es werde noch etwas dauern, bis die Menschen in Europa sich als Europer fhlen. Ich frage ihn, woran das liegt. Er lchelt und denkt nach. Vor den Fenstern des Sarotti zieht die Berliner Nacht auf. Aus 12 000 Meter Hhe betrachtet wre sie nur ein blasser gelblicher Punkt in der Finsternis.


Anders als Jura Schder habe ich den Flugbegleiter Erich Soos nicht persnlich treffen knnen. Sein aktueller Flugplan fhrt ihn nicht nach Berlin. Zwei Flaschen Wein haben wir dennoch gemeinsam geffnet. Wir telefonieren lange. Er trinkt einen Spanier in Mnchen, ich einen Franzosen in Berlin. Ich frage ihn, ob er sich als Europer fhlt. Soos sagt: Europa ist klein. Die Leitung bleibt still. Denk mal nach, sagt er, es gibt keine Fremden auf diesem Globus. Niemand, den du hier unten treffen knnest, ist dir wirklich fremd. Aber du triffst auch kaum jemandem, dem genau das berhaupt bewusst ist. Wir definieren uns ber Kultur, Sprache oder Glauben. Aber nichts davon ist wirklich so wichtig. Vielleicht mssten uns tatschlich einmal Auerirdische besuchen. Vielleicht wrden wir dann unser Menschsein neu und anders sehen und unsere lcherlichen Grenzen niederreien. Ich fliege so oft ber diese Grenzen und ich kann sie nicht einmal sehen. Das ist mein Leben. Es formt mich und vertieft, was ich als wahr empfinde. Aber fr die allermeisten Menschen ist das Leben ganz anders. Sie fhlen sich in ihren kleinen Staaten sicher und bereits Europa macht ihnen tierisch Angst. Die Angst hat reale Hintergrnde. Die Wirtschaft hat sich der europischen Idee bemchtigt und die soziale Sicherheit ist ein nationales Produkt geblieben.


Jura Schder sieht durch die Scheiben des Cafs dem Strom der Autos zu, die sich ber den breiten Mehringdamm schieben. Drauen ist Feierabendverkehr. Wer es sehr weit hat, fhrt 100 Kilometer von der Arbeit nach Hause. Die meisten berbrcken in ihren kleinen Zellen des Wohlbefindens wohl kaum ein Zehntel davon. Der Manager erzhlt, er habe den Ausbruch der Finanzkrise in Irland miterlebt. Das war der einzige Moment, in dem es in Dublin kurzfristig schwierig war, ein Deutscher zu sein. Ich kann mir gut vorstellen, was die Griechen jetzt von der deutschen Regierung halten. Die haben die Schnauze voll von einem Europa, in dem wir Deutsche den anderen die Bedingungen des Zusammenhalts diktieren. Dennoch ist Europa der richtige Weg. Bei eBay kennen wir bereits einen echten europischen Kunden. Wir haben dazu eine eigene Studie in Auftrag gegeben. Und siehe da: Die Leute kaufen im EU-Raum ber die Grenzen hinweg, weil sie Vertrauen in die angeglichenen Rechtsordnungen haben. Sie wissen, wenn sie ein Produkt zurckschicken wollen, dann klappt das einfach, egal, ob die Ware aus Barcelona oder Bonn stammt. Ich frage Schder, ob er sich als Europer fhlt. Ich bin vielleicht Weltbrger sagt er. Aber Europer ... Europa ist doch eher ein wirtschaftliches Projekt! Es fehlt ihm die gesellschaftliche Idee. Ich sage: Europa fehlt die Solidaritt.
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	Jura Schder
	

Der Kellner bringt neue Salzstangen. Schder nimmt eine, bricht sie in zwei Hlften und hlt die Hlften in die Luft. Das Mindeste ist doch, dass die Idee des solidarischen Ausgleichs in Europa selbstverstndlich wird. Eine europische soziale Marktwirtschaft brauchen wir und die europische Demokratie dazu. Allein die Tatsache, dass wir darber diskutieren, zeigt doch, wie weit wir von den Selbstverstndlichkeiten entfernt sind, die uns zu Europern machen wrden.


Erich Soos klingt am Telefon klar und konzentriert. Entweder vertrgt er deutlich mehr Wein als ich oder er trinkt ihn bedeutend langsamer. Er sagt: Gter kannst Du berall hin befrdern. Du kannst sie durch ganz Europa transportieren und du kannst auf die Verpackung schreiben, dass es europische Produkte sind. Doch Identitten kannst du nicht transportieren. Sie knnen sich nur selber auf die Reise machen. Stell dir vor, wir lebten in einem ganz anderen Europa. Sagen wir einfach, es wre ein Europa mit einer erneuerten Demokratie, ohne soziale Angst, mit gerechten Lhnen, ohne Atomkraftwerke und mit einem kologischen Bewusstsein und einer gerechten Auenpolitik und so etwas wie einer dezentralen Produktion und ... Aber was wre denn dann? frage ich ihn. Na dann, lacht er durch das Telefon, dann wrden sie alle sagen, dass Europa total geil ist und sie wrden ihren Kindern erzhlen, wie de und bld das damals war, als sie noch alle in ihren kleinen Staaten zwischen kologischen und sozialen Schwierigkeiten festgesessen haben. Ist das nicht klar? Dann htten wir ein europisches Bewusstsein. Das ist so einfach, wie es schwer ist.


Ich nicke und denke, dass Soos nicht sehen kann, dass ich das tue. Ich bitte ihn, ein Foto von sich zu schicken. Wir legen auf. Ich knabbere am Bleistift, trinke mein letztes Glas Wein und stelle mir vor, wie sich zwei Weltbrger treffen, die endlich auch Europer sein knnen. Der Flugbegleiter mit den grauen Haaren stellt einen Saft ab. Der alte Manager bedankt sich. Gern geschehen sagt Soos. Beeilen sie sich aber bitte damit. Wir landen in wenigen Minuten. Aus den Lautsprechern an der Decke schnarrt die Stimme des vollautomatischen Piloten: Wir werden Athen in etwa 15 Minuten erreichen. Wir begren Sie in der Haupstadt der sozialistischen Staaten von Europa. Die Temperatur betrgt an diesem Morgen 24 Grad. Wenn sie in die Innenstadt wollen, empfehlen wir Ihnen den Quadrokopter. Der Landverkehr staut sich derzeit wegen der Massendemonstrationen fr das europische Marsprogramm. Du lieber Himmel!, sagt Schder, frher haben die jungen Leute hier fr soziale Gerechtigkeit demonstriert. Jetzt suchen sie sich Unbequemlichkeiten auf fremden Sternen. Na, warum auch nicht. Von den Sternen, sagt Soos, Von den Sternen knnte ich Ihnen jede Menge erzhlen.


Mark Wagner ist Redakteur des prager frhling. Mit Chris Fischer grndet er 2011 das Fotografiekollektiv Kameradisten. Einige seiner Arbeiten sind unter www.kameradisten.de verffentlicht. Jura Schder ist Manager bei eBay. Erich Soos ist Flugbegleiter und er ist es gerne.




Gesagt wird – richtig ist

prager frühling räumt mit den größten EU-Mythen auf




Gesagt wird: Die EU ist das Europa des Kapitals.


Richtig ist: Die EU ist insofern kapitalistisch, als dass die EU-Institutionen den Europischen Binnenmarkt absichern und regulieren. Das neoliberale Binnenmarktprojekt hat seit den 1980er Jahren an Fahrt gewonnen und die jetzige Krise hervorgerufen. Dass die EU dem Binnenmarkt eine politische Form zur Verfgung stellt, ist nichts Neues. Das hat der Nationalstaat fr den Kapitalismus auch schon gemacht. Nicht jede europapolitische Entwicklung lsst sich deshalb schematisch aus dem Kapitalismus ableiten: So ist die EU beispielsweise in Migrations- und Antidiskriminierungsfragen im Vergleich zu den Nationalstaaten oft fortschrittlich. Und es gibt auch positive Anknpfungspunkte: Beispiele dafr sind die Urteile des Europischen Gerichtshofs zur sozialen Unionsbrgerschaft. Sie besagen, dass alle EU-Brger unabhngig von ihrer Nationalitt an ihrem jeweiligen Lebensort Zugang zu Sozialleistungen haben. Aussagen vom Typ Gott lenkt die Welt sind zwar gegenber Unglubigen durchaus sinnvoll, sie helfen aber in der Sache oft nicht weiter.
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	Bamm! So ist's richtig
	

Gesagt wird: Die EU ist eine technokratische Brokratie.


Richtig ist: In der Europischen Kommission sind ca. 30.000 Mitarbeiter_innen beschftigt. Zum Vergleich: In Berlin arbeiten ca. 90.000 Beamte und Beamtinnen. Ein Europa, das auch soziale Umverteilung sicherstellt, wird sicherlich einen noch hheren Bedarf an Verwaltungsttigkeit stellen. Tatschlich haben sich in der EU Regierungstechniken entwickelt, die entpolitisierend wirken: Wie im Nationalstaat etablieren sich zunehmend Expert_innengremien und offene Koordinierungsmethoden in Kernbereichen der politischen Auseinandersetzung (etwa Renten- und Beschftigungspolitik), die gesellschaftliche Kernfragen nicht durch die Auseinandersetzung im Parlament klren.


Gesagt wird: Die EU ist so weit weg von den Menschen.


Richtig ist: Von Aachen nach Brssel sind es ca. 150 Kilometer. Von Aachen nach Berlin ca. 650 Kilometer. Von San Francisco nach Washington ca. 3000 Meilen. Rumliche Nhe kann kein Kriterium fr die Qualitt politischer Entscheidungen sein. Dies gilt umso mehr in einer Zeit, in der die modernen Kommunikationsmittel die Bedeutung rumlicher Nhe komplett unterlaufen. Frankfurter IT-Nerds haben mit Londoner IT-Nerds mehr gemeinsam als mit der Frau Rauscher auf der Sachsenhuser Klappergasse. Die europische Integration ist soweit fortgeschritten, dass die Frage nicht lautet, ob man fr oder gegen Europa ist, sondern welches Europa man will.


Gesagt wird: Die EU befrdert eine Einheitskultur.


Richtig ist: Es hat schon immer so was wie eine hegemoniale kulturelle Orientierung gegeben. Im 18. Jahrhundert sprach der Adel Europas franzsisch, im 19. Jahrhundert popularisierte sich das Englische. Wer Karl Marx aufmerksam liest, wird stndig auf Anglizismen stoen. Insofern ist kultureller Konservatismus fehl am Platze. Wer den Imperialismus nicht nur kritisieren, sondern ihn berwinden will, muss seine Sprache beherrschen und sie auch sprechen: Englisch! Das erleichtert die Koordinierung und ist im brigen zeiteffizienter. Konsekutive Rumbersetzereien auf Vernetzungstreffen und Tagungen der gesellschaftlichen Linken verhindern, dass eine europische Linke entstehen kann, die eine gemeinsame Sprache spricht und eine Identitt entwickelt. Die Vielspracherei erschwert die Verstndigung und erleichtert sie nicht. Der Besuch eines Sprachkurses ist nicht nur mglich, er kann auch Spa machen.


Gesagt wird: Im Nationalstaat gibts wenigstens noch Demokratie.


Richtig: Die europische Integration erfasst auch die Demokratie in den Nationalstaaten. Durch die soziale und konomische Vernetzung leiden sie an einem demokratischen Defizit. Ein Gedankenspiel: Findet beispielsweise in der BRD ein Referendum zu den Griechenlandhilfen statt, entscheidet die Bevlkerung der BRD fr alle anderen EU-Brger_innen mit, ohne dass die irgendwas dabei mitzureden htten. Die Demokratie kann nur durch europische Formen der Demokratie, den europischen Parlamentarismus, europische soziale Bewegungen und europaweite Referenden gestrkt werden.


Gesagt wird: Die EU ist undemokratisch.


Richtig ist: Die EU ist insofern undemokratisch, als dass schon lange eine europische Verfassung da ist, ohne im Wege eines europaweiten Referendums beschlossen worden zu sein. Die EU hat ein direkt gewhltes Parlament, das ber Gesetzgebungskompetenz verfgt. Sie hat liberale Grundrechte und einen Gerichtshof, der sich anmat, politische Grundentscheidungen in seinen Gerichtsurteilen zu treffen. Die EU beeinflusst die Haushaltspolitik der Mitgliedsstaaten und schrnkt ihre Kompetenzen ein. Was bisher fehlt, ist ein demokratischer Verfassungsgebungsprozess, in dem die EU-Brger_innen ihre Interessen zum Teil eines Verfassungsprojekts machen knnten. Dafr braucht es aber einen demos, eine europisch vernetzte Sozialbewegung, welche die europische Verfassung den Funktionr_innen und wirtschaftsnahen Lobbygruppen entreit und sie einer progressiven Gestaltung zufhrt. Indem die gesellschaftliche Linke dieses Spielfeld unbercksichtigt lsst und noch nicht einmal wei, ob sie berhaupt eine europische Verfassung will, ist sie Teil der europischen Postdemokratie. Vielleicht ist die Euro-Krise der entscheidende Moment fr die Formierung einer europischen Oppositionsbewegung, die konstituierend, also verfassungsgebend, werden kann.




Instrumentencheck

prager frühling prüft Wege aus der Eurokrise




Europisches Investitionsprogramm




Die EU stellt viel Geld fr die Lnder und Regionen zur Verfgung, um deren Infrastruktur zu verbessern. Mit diesen Mitteln knnen Straen, Schulen oder Krankenhuser gebaut oder renoviert werden. Denkbar sind auch Investitionen in die soziale Infrastruktur (z. B. mehr Lehrer_innen, besseres Gesundheitssystem) oder in einen kologischen Umbau (z. B. Frderung alternativer Energien). Mit diesen Geldern soll die Wirtschaft in den Lndern angekurbelt werden. So entstehen mehr Arbeitspltze und es werden mehr Steuern gezahlt. Um ein wirksames Investitionsprogramm in Europa auflegen zu knnen, mssten mehrere hundert Mrd. Euro ausgegeben werden  die zum Teil durch Kredite und zum Teil durch hhere Steuern zu finanzieren wren.




kofaktor: - 50 bis +50 *


Arbeitsplatzfaktor: + 80


Staatsverschuldungsfaktor: + 50


Umverteilungsfaktor: + 20 **




* Je nachdem, ob in Autobahnen oder regenerative Energien investiert wird.


** Investitionen in ffentliche Gter sind vor allem fr rmere und mittlere Schichten wichtig. 




Zinskosten senken
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Banken und Kreditinstitute leihen sich Geld bei der Europischen Zentralbank (EZB) und verleihen es mit einem hohen Zinsaufschlag weiter. So hat die EZB im Mrz den Geschftsbanken 529 Mrd. Euro Kredit zu 1 % geliehen, nachdem bereits im Dezember 2011 schon einmal knapp 500 Mrd. Euro an die Banken ausgegeben wurden. Dieses Geld verleihen die Banken fr durchschnittlich 5 bis 6 % Zinsen an notleidende Staaten weiter. Oder sie spekulieren mit Staatsanleihen und treiben so die Zinsen in die Hhe. Auf diese Weise streichen die Banken ohne Eigenleistung Gewinne in Milliardenhhe ein. Sinnvoller wre es, wenn die EZB den Staaten das Geld direkt leiht. Das wrde die Zinslast erheblich senken und die sozialen Sicherungssysteme mssten nicht weiter gekrzt werden. Ein anderes, nicht so effektives Modell, die Zinskosten zu senken, sind die Eurobonds. Hier garantieren alle Lnder in der Eurozone fr die Rckzahlung der Kredite. Das verbilligt die Kredite fr Lnder mit einem schlechteren Rating, weil sie vom hheren Rating kreditwrdiger Lnder profitieren.




kofaktor: 0


Arbeitsplatzfaktor: 0


Staatsverschuldungsfaktor: - 30


Umverteilungsfaktor: + 30




Staatseinnahmen erhhen




Der Verschuldung der Staatshaushalte stehen gigantische private Vermgen gegenber. Die Hans-Bckler-Stiftung hat errechnet, dass die privaten Vermgen in Deutschland das Vierfache der Staatsverschuldung betragen. Dabei ist das Vermgen ungerecht verteilt: Die reichsten 10 % der Bevlkerung besitzen 62 % des gesamten Vermgens. Deshalb gibt es den Vorschlag, die Staatseinnahmen durch Besteuerung groer Einkommen, Erbschaften und Vermgen zu erhhen. Diskutiert wird zudem die Einfhrung einer europaweiten Finanztransaktionssteuer.




kofaktor: +50 bis -50 *


Arbeitsplatzfaktor: 50


Staatsverschuldungsfaktor: -100


Umverteilungsfaktor: + 100




* Je nachdem, wofr die Einnahmen verwendet werden.




Leistungsbilanzen ausgleichen




Deutschland exportiert mehr Waren als es importiert und erzielt einen Exportberschuss (Leistungsbilanzberschuss). Lnder, die mehr importieren als sie exportieren, erzielen ein Leistungsbilanzdefizit und mssen ihre Importe ber Kredite finanzieren, die ihnen meist von Lndern mit Leistungsbilanzberschssen gewhrt werden. Konkret bedeutet das, dass sich die VerbraucherInnen und Unternehmen verschulden und das private Vermgen ins Ausland fliet, whrend die Einnahmen der ffentlichen Haushalte sinken. Was passiert, wenn sich ein Staat in dieser Situation verschuldet, z. B. um Banken zu retten, sehen wir in Griechenland oder Italien. Deshalb ist es sinnvoll, die Lnder dazu zu zwingen, ihre Leistungsbilanz auszugleichen, z. B. durch hhere Lhne in Deutschland. Das verteuert zwar die in Deutschland hergestellten Waren, doch knnten sich die Deutschen verstrkt eigene Produkte oder Waren aus anderen Lndern leisten. Folglich mssten diese nicht mehr kreditfinanzierte Waren aus Deutschland importieren, sondern knnten diese selbst produzieren und damit die Arbeitslosigkeit senken.




kofaktor: + 20


Arbeitsplatzfaktor: + 20


Staatsverschuldungsfaktor: - 75


Umverteilungsfaktor: + 50




Soziale Mindeststandards europaweit einfhren




Gegenwrtig befinden sich die Lnder in einem Wettbewerb um die besten Kapitalverwertungsbedingungen. Dieser Dumpingwettbewerb fhrt zum Abbau von Sozialleistungen, zum Niedrighalten der Lhne und zur Reduzierung der Steuerstze fr Konzerne und Superreiche. Um dem entgegenzuwirken, mssten in der EU Mindeststandards eingefhrt werden, z. B. ein europaweiter Mindestlohn, der sich am Durchschnittslohn des jeweiligen Landes orientiert. Alle Lnder knnten die Auflage erhalten, als Sicherheitsnetz nach unten ein Mindesteinkommen bzw. ein Bedingungsloses Grundeinkommen einzufhren, dessen Hhe sich an der jeweiligen nationalen Armutsschwelle orientiert. Arbeitsschutzbestimmungen wie Kndigungsfristen und maximale Wochenarbeitszeiten knnen problemlos europaweit festgelegt werden. Auch fr Steuern wren europaweite Regelungen denkbar. Wie bereits bei der Mehrwertsteuer knnte es Vorgaben fr die nationale Vermgensteuer oder den Spitzensteuersatz in einem Land geben.




kofaktor: 0


Arbeitsplatzfaktor: + 20


Staatsverschuldungsfaktor: 0


Umverteilungsfaktor: + 80




Banken regulieren




Riskante Bankgeschfte mit Kreditausfallversicherungen[bookmark: _ftnref1][1], deren innerer Wert nicht mehr realistisch berechnet werden kann, fhren zu existenzbedrohenden Verlusten fr einzelne Geldinstitute. Knnen diese ihre Kredite bei anderen Banken nicht mehr bedienen, gefhrden sie diese. So geschah es 2007/2008. Zur Finanzblase gehren auch hochspekulative Hedgefonds[bookmark: _ftnref2][2], die keine Banken sind (sog. Schattenbankenbereich) und dadurch keiner Bankenaufsicht unterliegen. Mgliche Schritte zur Regulation sind folgende:


1. eine Pflicht fr Banken, das normale Kreditgeschft fr Unternehmen und Kleinkunden zu trennen vom spekulativen Investmentbanking.


2. ein Verbot der Schattenbanken.


3. Auflagen an die Banken, dass sie immer Eigenkapital in bestimmter Hhe bereit halten mssen.


4. das Verbot bestimmter hochspekulativer Kreditausfallversicherungen.


5. die Aufteilung zu groer Banken.




kofaktor: 0


Arbeitsplatzfaktor: 0


Staatsverschuldungsfaktor: - 100 *


Umverteilungsfaktor: + 50




* Sind die Banken reguliert, reduziert sich die Gefahr groer Blasen, die bisher von den Staaten ausgeglichen wurden und mitverantwortlich fr Staatsverschuldungen sind.






[bookmark: _ftn1][1] Das sind Wertpapiere, die fllig werden, wenn ein Kredit nicht bedient werden kann. Allerdings kann man mit diesen Papieren auch spekulieren.


[bookmark: _ftn2][2] Das sind Fonds, die auf steigende und fallende Preise fr Wertpapiere, Devisen oder Rohstoffe spekulieren und deshalb schnell wertlos werden knnen.




Luft verkaufen

Vom Drang sich zu behumsen und der Bereitschaft, sich auch selbst behumsen zu lassen

Uwe Schaarschmidt


Eigentlich habe ich genug Schwachsinn fr zwei Leben hinter mir, dachte ich. Aber dann wars doch blo die Hlfte. Sptestens seit die Krise ausgebrochen ist, wei ich, dass es immer noch ein wenig blder geht. Schlecht gelaunt und kopfschttelnd habe ich dagesessen, als selbst Freunde, die ich als vernnftige Menschen schtzte und mit denen ich so manches Bier auf den Sozialismus getrunken hatte, pltzlich Aktien kauften. Ende der 90er Jahre war das. Einer kaufte welche von der Telekom, ein anderer Wertpapiere eines Musikvertriebes. Ich sa da, wunderte mich, schaffte mein Geld wie gewohnt ins Wirtshaus sowie zu den Fluggesellschaften, die mich wenigstens fr einige Wochen im Jahr dorthin trugen, wo ich den ausbrechenden Irrsinn auch verbal nicht verstand. Ich war viel zu gengsam fr derartige Experimente. Jede Perspektive jenseits von Csarenwahnsinn und einem Leben unterm Brckenbogen schien mir akzeptabel. Daran hat sich bis heute nichts gendert.


Damals konnte man es Zeile quer und Spalte senkrecht in den Zeitungen lesen und in den Zeitschriften erst Recht: die Deutschen seien Aktienmuffel, konservativ bis zum geht nicht mehr beim Geldanlegen  das msse sich ndern. Und das Wunder geschah. Der deutsche Kleinsparer, der traditionell eher dem Kassierer seines SPD-Ortsvereins etwas schenken, als der Sparkasse etwas borgen wrde, wurde zum Aktionr. Er  und sie auch  erffneten Depots, studierten neben Sport- und Modeseiten nun auch den Wirtschaftsteil der Gazetten und legten sich ein Geschftsdeutsch zu, das fr jeden, der wirklich etwas von der Materie verstand, wie Kneipenbhmisch klingen musste. Es ging nicht gut, jedenfalls nicht so richtig und nicht fr die meisten.


Hach, der Genosse Schaarschmidt, weise wie eh und je, vor allen Dingen hinterher! sagen jene Freunde heute zu mir, wenn ich frage, was ihr Engagement auf dem Brsenparkett so gebracht hat  wohl wissend, dass sie um die Hlfte ihrer Ersparnisse gekommen sind. Die so genannte Weisheit war aber vorher da, ich habe sie nur erst spter postuliert. Oder um der Wahrheit wirklich genge zu tun: Jene Weisheit, die mir hin und wieder vorgeworfen wird, ist im Prinzip weiter nichts, als eine ausgeprgte Faulheit, die mich daran hindert, gewisse Dummheiten zu tun.


New Economy nannte sich der altbackene Scheidreck, den uns Feuilleton, Brsenspiegel und das Vorabendprogramm der ARD in so geballter wie gewollter Einfalt als eine Art brandneues Testament zu verkaufen suchten. Dabei hatte schon Rob Cole, Held des Historienschinkens Der Medicus, auf den letzten Wunsch jenes Scharlatans, der ihn in Lehre nahm, auf dessen Grabstein den Satz Ich habe Luft verkauft meieln lassen. Der Drang der Menschen, sich gegenseitig zu behumsen, schliet die Bereitschaft, sich auch selbst behumsen zu lassen, seit jeher ein. Neu war nur jene Inbrunst, mit der Analysten, Brsenreporter und Finanzexperten Scheinwerte in die Kameras geblubbert und in die Zeitungen geschmiert haben.
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	Typischer Scheinwert - groer Schein, aber nix wert
	

Sie machen aus der menschlichen Kraft Kaufkraft, aus Bewusstsein Markenbewusstsein. Aus menschlicher Schwche schlagen sie Kapital. Aus dem Geltungstrieb machen sie Geltungssucht. Aus der Lust am Leben machen sie Lust am Kaufen. Die Liebe verkaufen sie als Intimspray. Die Solidaritt wird zu Neid und Missgunst. So sang im Jahre 1972 die Klner Polit-Combo Floh de Cologne. Und das ist es, was mich so wtend macht: Dass man es schafft, ganz berrascht zu tun.




Uwe Schaarschmidt schreibt regelmig fr den prager frhling. Die einzige Brse an die Uwe geht, ist seine Geldbrse  um sein Pils zu zahlen.




Ball-Saison

An einem Ufer CSD — am anderen Fußballeuropameisterschaft der Männer?

Tanja Walther-Ahrens
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Nicht nur die CSD-Saison beginnt im Juni, sondern auch die Fuballeuropameisterschaft der Mnner in der Ukraine und Polen. Ball-Saison von unterschiedlichen Ufern. Der Graben zwischen ihnen scheint allerdings tief zu sein, zumindest wenn man Mario Basler glaubt. Der ehemalige deutsche Nationalspieler, behauptete in einer 2008 ausgestrahlten Dokumentation des Deutschen Sport Fernsehens, dass Homosexualitt und Fuball aber auch gar nichts miteinander zu tun haben: Auf die Frage nach schwulen Fuballern antwortet er: Gibt es nicht, sag ich nix dazu. Gibt es nicht. Es gibt keine schwulen Fuballer. Und wo es keine schwulen Fuballer gibt, gibt es auch keine Homophobie, wie der Prsident des franzsischen Fuballverbandes, Jean Pierre Escalettes, in einem 2009 verffentlichten Film feststellt: Die Franzsische Charta gegen Homophobie im Fuball lenkt die Aufmerksamkeit auf etwas, das zum Glck nicht verbreitet ist. Gemeinsam haben die Homosexuellen und die Fuballspielenden also nur den Feiermonat Juni?


Die schnste Nebensache der Welt ist mittlerweile ein globales Phnomen und wird erfolgreich als Event verkauft. Fuball ist ein konomischer Machtfaktor und besitzt groe mediale Bedeutung. Selbst wer sich nicht fr Fuball interessiert, erhlt gewollt oder nicht die vielfltigsten und neuesten Informationen rund um den Fuball in Wort, Ton und Bild. Das Spiel mit dem Ball fasziniert Menschen jeglichen Alters und jeglicher Herkunft, aber auch jeglicher sexueller Orientierung?


Profivereine sind schon lngst keine Sportvereine mehr, sondern groe Unternehmen mit Millionen Umstzen. Doch so modern Fuball sich darstellt, so altmodisch und konservativ ist er zugleich. Fuball ist ein Kampf- und Mnnersport, sowohl auf dem Platz als auch in den Stadien. Damit einher gehen Sexismus und Homophobie. Frauen, die Spa am Zweikampf haben, sind lesbisch oder schmckendes Beiwerk der mnnlichen Fans. Offiziell gibt es weltweit keine schwulen Fuballer. Schwul ist im Fuball nur, wer das Tor nicht trifft oder Schiedsrichter ist.


Ob dies daran liegt, dass die ca. fnf bis zehn Prozent Homosexuellen, die es statistisch in den europischen Profiligen geben msste ein Doppelleben zwischen dem Machosport Fuball und den eigenen Bedrfnissen fhren und mit der stndigen Angst vor Entdeckung, Verffentlichung oder Zwangs-Outing leben. Oder ob es eher damit zu tun hat, dass Schwule durch die Strukturen des Fuballs ausgesondert werden und tatschlich nicht in den Profiligen spielen, sind reine Spekulationen.


Lesbische Frauen stehen sowohl auf dem Platz, als auch auf den Rngen anderen Problemen und Diskriminierungen gegenber als schwule Mnner. Fuball gilt immer noch als Teil mnnlicher Sozialisation. Frauen im Fuball werden somit schnell mit sexistischen Diskriminierungen konfrontiert, die nahtlos in Homophobie bergehen. Hinzu kommt, dass Vereine und Verbnde keine lesbischen Spielerinnen in ihren Teams wollen. Hufig wird Stillschweigen ber die sexuelle Orientierung der Spielerinnen vereinbart. Die Deutsche Nationalspielerin Lira Bajramaj schreibt in ihrer Biografie: Dadurch, dass alle immer nur hinter vorgehaltener Hand reden und nie offen damit umgehen, machen sie aus etwas ganz Normalem etwas Anrchiges. Wie bei den mnnlichen Kollegen hat sich noch keine Spitzenspielerin ffentlich geoutet.


Bisher sind es zumeist Lesben und Schwule selbst, die viel fr ihre Sichtbarkeit im Breitensport und im Fuball tun: Zahlreiche lesbisch-schwule Sportvereine, lesbisch-schwule Fuball-Fanklubs oder groe internationale Veranstaltungen wie etwa die EuroGames oder die Gay Games fhren zu Sichtbarkeit und Gleichberechtigung. Zwar gibt es mittlerweile punktuelle Untersttzung zur Liberalisierung und Enttabuisierung von Homosexualitt im Fuball. So untersttzte der Deutsche Fuball Bund (DFB) beispielweise CSD-Wagen in Kln und Berlin sowie die Ausstellung der European Gay & Lesbian Sport Federation (EGLSF) Gegen die Regeln  Lesben und Schwule im Sport und lud im Januar 2012 zu einem Dialogforum Vor dem Ball sind alle gleich - sexuelle Identitten im Fuball ein, aber in vielen Bereichen des Verbandes und der Vereine wird Homosexualitt weiterhin tabuisiert und als Provokation empfunden. Es sind immer wieder dieselben Klischees und Vorurteile, die benannt werden und die ngste schren: Angst vor Ansteckung, Angst vor Belstigung oder Missbrauch, Angst vor Berhrung durch Homosexuelle.


Weitere positive Aktionen von nationalen oder internationalen Fuballverbnden sind kaum zu berichten. Lediglich der englische Fuballverband thematisiert hin und wieder die Diskriminierung von Homosexuellen auf unterschiedliche Weise. Der europische Dachverband UEFA hat seit einem Workshop im Jahr 2006 wenig zur Emanzipation Homosexueller beigetragen. Gerade in der Ukraine oder Polen wre es aber wichtig auf die Einhaltung der in Europa geltenden Menschenrechte zu achten, dazu gehrt auch der gleichberechtigte Umgang mit homosexuellen Menschen.


Fuball, dieses Spektakel von heute, bietet eine ideale Plattform Millionen Menschen erleben zu lassen, dass dieses Spiel tatschlich alle vereint. Dabei spielt es keine Rolle, ob der groe Verband UEFA etwas tut oder der kleine FC Landverein. Vielfalt lsst sich sowohl durch plakative als auch durch alltgliche Manahmen frdern. Die Ball-Saison ist schlielich fr alle da.






Tanja Walther-Ahrens ist Sportwissenschaftlerin und spielte aktiv in der deutsche Bundesliga der Frauen. Fr Engagement gegen Homophobie im Fuball erhielt sie 2008 den Tolerantia-Preis zusammen mit Theo Zwanziger und Philipp Lahm und 2011 den Augspurg-Heymann-Preis. Im vergangenen Jahr hat sie das empfehlenswerte Buch Seitenwechsel. Coming out im Fuball verffentlicht.




Fußball ist politisch

Ein Kommentar für alle, die sich schon auf die Fußball-EM freuen

Katharina Dahme


Wie oft habe ich mich schon ber die Behauptung gewundert, Politik habe bei sportlichen Groereignissen nichts zu suchen. Ich gewinne dabei den Eindruck, dass hier eigentlich eine fuballerische Ausformung der Extremismusklausel gemeint ist: Verschont uns doch bitte mit eurem links-rechts-Geschwafel und lasst uns in Ruhe das Gekicke verfolgen. Umso erstaunlicher, dass in letzter Zeit Spieler_innen, Politik- und Sportfunktionr_innen laut ber einen Boykott der bevorstehenden Fuball-EM in der Ukraine nachdachten. Mir geht diese Heuchelei einfach nur auf den Keks.
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ber das Demonstrationsverbot in Kiew wird sich ffentlich emprt, vom Demonstrationsverbot vor der Europischen Zentralbank im eigenen Land aber geflissentlich geschwiegen. Wie ernst es unseren Sport- und Politikergren mit den Menschenrechten ist, war auch gut beim letzten Formel-1-Rennen in Bahrain zu beobachten. Von Boykott, Verlegung oder gar Absage war dort keine Rede. Den Fahrern, Managern und Funktionren kam nicht mal ein leises Wort der Kritik ber die Lippen, obwohl noch whrend der ersten schnellen Runden ein weiterer Demonstrant in unmittelbarer Nhe zur Rennstrecke erschossen wurde. Die politische Instrumentalisierung der Fuball-EM wird mir deswegen kein langes Stirnrunzeln verursachen. Es ist schlielich nicht das erste Mal, dass eine Europameisterschaft politische Konflikte befeuert.


Schon bei der allerersten EM 1960 verzichtete Spanien aus politischen Grnden auf den mglichen Halbfinaleinzug. Der Gegner im Viertelfinale htte Sowjetunion geheien, weshalb die faschistische Franco-Regierung die bereits am Flughafen versammelte spanische Nationalmannschaft kurzerhand anwies, nicht zum Spiel in der Sowjetunion anzutreten. Spanien war somit raus und die Sowjets wurden der erste Europameister berhaupt. Bei der folgenden EM 1964 weigerte sich dann Griechenland, die Partie gegen Albanien auszutragen. Der Grund war derselbe: Man befand sich im Kriegszustand und gehrte den verschiedenen Lagern im Kalten Krieg an.


Mit diesem Blick in die Geschichte der EM wird vielleicht verstndlicher, weshalb der Prsident der Ukraine den deutschen Scharfmachern auf der Regierungsbank jetzt vorwirft, mit ihren Boykott-Forderungen wie im Kalten Krieg zu agieren. Von diesen durchschaubaren politischen Scharmtzeln der Mchtigen werde ich mir meine Vorfreude auf die EM allerdings nicht nehmen lassen. Dann schon eher von grlenden, stark alkoholisierten Deutschland-Fans.


Wie jeder Fuballfan will ich mich auch am schnen Kombinationsfuball und an spektakulren Toren erfreuen. Obwohl ich verstehen kann, dass viele hierzulande der deutschen Mannschaft den Titel gnnen, kann ich selbst fast nur hoffen, dass unsere Jungs nicht Europameister werden. Denn mal ehrlich: Sich einfach nur ber die tolle deutsche Nationalelf freuen, die endlich wieder ein groes Turnier gewinnen kann, aber bitte schn ohne Nationalismus, betrunkene Fans und Fahnenmeer, ist leider illusorisch. Zwar ist Fuballpatriotismus keinesfalls nur ein deutsches Phnomen, aber man kann auch nicht ausblenden, welche Auswirkungen ein entsprechender Erfolg haben wird. Deswegen mssen wir, wenn wir ber die EM reden, auch ber Nationalismus reden. Und sollte Griechenland wider Erwarten bei der EM auf Deutschland treffen, wei ich schon, fr wen ich bin.






Katharina Dahme lebt in Berlin, kommt ursprnglich aus Potsdam und steht regelmig im Karl-Liebknecht-Stadion, um ihren Drittliga-Verein SV Babelsberg 03 anzufeuern. Derzeit macht sie ein Praktikum bei einem monatlich erscheinenden Fuballmagazin.




Unheilige Mittel, heiliger Zweck?

Reproduktive Rechte und die Kritik von Bevölkerungspolitik

Rona Torenz


Anfang der Neunziger Jahre kmpften Frauengesundheitsorganisationen fr die Durchsetzung reproduktiver Rechte. Auf Grund von Zwangssterilisationskampagnen, Experimenten mit unsicheren Verhtungsmitteln an armen Frauen und der zunehmenden Verbreitung moderner Reproduktionstechnologien sahen sie es als dringend geboten, selbstbestimmte Fortpflanzung als Menschenrecht international zu verankern.


Im Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz ber Bevlkerung und Entwicklung 1994 wurde zum ersten Mal eine international anerkannte Definition reproduktiver Rechte schriftlich fixiert. Sie bezeichnen im Kern das Recht frei und verantwortlich ber die Anzahl, den Geburtenabstand und den Zeitpunkt der Geburt ihrer Kinder zu entscheiden und ber die diesbezglichen Informationen und Mittel zu verfgen, sowie () ein Hchstma an sexueller und reproduktiver Gesundheit zu erreichen. Damit wurden individuelle Selbstbestimmung und Frauenrechte deklariert und in den Vordergrund gerckt. Viele (westliche) Frauennetzwerke gaben daraufhin ihre generelle Kritik an bevlkerungspolitischen Strategien auf und loten seitdem deren feministische Potentiale aus. Sie setzen dabei voraus, dass Bevlkerungspolitik und Selbstbestimmung von Frauen unter Bedingungen, wie Freiwilligkeit, Menschenrechten und der Einbeziehung von Frauenorganisationen, vereinbar seien. Mittlerweile gehrt das Eintreten fr reproduktive Rechte auch zum Repertoire etablierter Nichtregierungsorganisationen, der UN, IWF, Weltbank und zum Programm deutscher Entwicklungspolitik. Diese Institutionen sind jedoch nicht unbedingt fr feministische Politik bekannt. Mittels Propagierung selbstbestimmter Reproduktion wollen sie vielmehr eine von den Individuen kontrollierte Fortpflanzung im Sinne bevlkerungspolitischer Zwecke durchsetzen.
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	Bevlkerungspolitische Horrorphantasie mit Wurzeln in den Siebzigern ... Soylent Green
	Mike Monteiro (CC BY-NC-SA 2.0)


Durch die internationale Anerkennung reproduktiver Rechte fand eine chtung von Zwangsmanahmen, Sterilisationen und Vergabe unsicherer Verhtungsmittel zur Erreichung demographischer Plansolls statt  zumindest auf dem Papier. In der Realitt wurde die chinesische Regierung nicht einmal fr ihre aggressive Ein-Kind-Politik sanktioniert. Inwiefern reproduktive Rechte ein Anknpfungspunkt fr eine weltweite Liberalisierung von Abtreibungspolitik sein knnen, ist unklar. Vorbehalte nationaler Regierungen fhrten dazu, dass im Kairoer Programm explizit kein Recht auf Schwangerschaftsabbrche verankert wurde, sondern dieses in den Verantwortungsbereich der nationalen Gesetzgebungen delegiert wurde. Auf EU-Ebene gibt es mittlerweile Beschlsse, die das Recht auf Schwangerschaftsabbruch als Teil reproduktiver Rechte betrachten. So empfiehlt das Europische Parlament mit Beschluss vom Juni 2002, dass Abtreibung zur Gewhrleistung der reproduktiven Gesundheit und Rechte der Frau legal, sicher und fr alle zugnglich sein sollte und fordert auf jegliche Verfolgung von Frauen, die illegal abgetrieben haben, zu verzichten.[bookmark: _ftnref1][1]


Auf der anderen Seite bleiben bevlkerungspolitische Begrndungszusammenhnge relevant  die Zielvorgabe des Kairoer Aktionsprogramms war die Reduktion des Bevlkerungswachstums. In so genannten Entwicklungslndern werden weiter antinatalistische Ziele verfolgt, die aber nicht durch klassische demographische Kontrolle, sondern durch Selbstbestimmungsrechte und liberale Regierungsfhrung durchgesetzt werden. Eines der Millenniumsziele der UNO ist die Verringerung der Mttersterblichkeit bis 2015 um drei Viertel. Auf den ersten Blick scheint dies eine Zurckdrngung antinatalistischer Rationalitten zu bedeuten. Jedoch wird neben der Prvention von Komplikationen bei Schwangerschaften auch auf die simple Prvention von Schwangerschaften gesetzt, um ohne eine Verbesserung der medizinischen Versorgung die Verringerung von Mttersterblichkeit zu erreichen. So schreibt das Bundesministerium fr wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: Besonders die Bevlkerungszahlen in Afrika und Asien werden in den kommenden Jahrzehnten weiterhin stark anwachsen. Die Zunahme der Weltbevlkerung ist eine enorme Herausforderung fr die nachhaltige Entwicklung. ber ihre Bedeutung als Menschenrecht hinaus ist sexuelle und reproduktive Gesundheit darum auch eine wichtige Voraussetzung fr nachhaltige Bevlkerungspolitik.[bookmark: _ftnref2][2] So untersttzt Deutschland in vielen afrikanischen Lndern Familienplanungsmanahmen, die auf die Durchsetzung des westlichen Modells der Kleinfamilie setzen und wirbt fr die Benutzung von Verhtungsmitteln. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass in Deutschland selbst immer wieder ber geburtenfrdernde Manahmen wie Kindergeld, Elternzeit oder Betreuungsgeld diskutiert wird. Auch diese nationalen Strategien sind durch Selektionstendenzen bevlkerungspolitisch gewnschter und ungewnschter Nachkommen geprgt. So wird vor allem eine Steigerung der Geburtenrate bei Akademikerinnen angestrebt und der Kinderreichtum armer und/oder migrantischer Familien als Problem betrachtet.


Die bevlkerungspolitische Logik lautet, dass berbevlkerung fr Armut und Leid in den Entwicklungslndern verantwortlich ist. Whrend die weltweite ungleiche konomische Verteilung und die Ausbeutung durch Industrielnder als gegeben hingenommen werden, wird die Bevlkerungszahl als Variable betrachtet, die es zu regulieren gilt. Darauf weisen vor allem internationale Frauennetzwerke wie FINRRAGE hin. Sie treten dafr ein, nicht die Armen, sondern die Armut durch eine weltweite Umverteilung des Reichtums zu reduzieren. Sie kritisieren den Bezug auf den fragwrdigen Begriff  von Selbstbestimmung, der abgekoppelt von wirtschaftlichen und politischen Abhngigkeiten konzipiert wird. Abgesehen davon ist die Prmisse bevlkerungspolitischer Manahmen, dass diese lediglich den ungedeckten Bedarf der Menschen in den Entwicklungslndern an Verhtungsmitteln und Familienplanungsmethoden bedienen, in Frage zu stellen. Einerseits gibt es Studien, die die Berechnung dieses ungedeckten Bedarfs  kritisch unter die Lupe nehmen und andererseits steckt dahinter ebenso die Prmisse, dass alle Menschen ihr reproduktives Verhalten nach vermeintlich vernnftigen Entscheidungen kontrollieren wollen. So geht es bei der Ermittlung relevanter Risikofaktoren fr Mttersterblichkeit letztendlich darum, Normen fr ein verantwortliches reproduktives Verhalten der Einzelnen zu formulieren, die da vor allem wren: nicht zu frh, zu viel, zu schnell.


Nimmt man diese bevlkerungspolitischen Paradigmen nicht als Ganzes in den Blick, bleibt eine kritische Perspektive auf eugenische und rassistische Implikationen auf der Strecke. Da Bevlkerungspolitik immer der Planung und Kontrolle der Anzahl von Menschen dient, ist sie somit auch immer auf die Kontrolle des Gebrverhaltens von Frauen gerichtet. Reproduktive Rechte mssen vielmehr gegen Bevlkerungspolitik verteidigt werden.






Rona Torenz lohnarbeitet in kollektiven Tresen-Zusammenhngen und beginnt gerade damit, ihr bereits zehn Jahre dauerndes Gender- und Philosophiestudium zu beenden. Auerdem ist sie an internationalem feministischem Austausch interessiert und beschftigt sich in ihrer Freizeit manchmal mit antirassistischer Kiezpolitik und im Allgemeinen mit der Frage, wie man der befreiten Gesellschaft mit und ohne Alkohol in und auerhalb der Hngematte nher kommen knnte.




Fuschweinoten:


[bookmark: _ftn1][1] Europisches Parlament (Hg.): Entschlieung des Europischen Parlaments ber sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte (2001/2128(INI) , Nr. 12 und 13, S. 9.


[bookmark: _ftn2][2] BMZ: http://tinyurl.com/cosqcdj




Kinder machen ist nicht schwer

Schwangerschaftsvorsorge dagegen sehr

Lena Kreck
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	Lena Kreck
	

Als wir dieses Heft konzipierten, kam es  es war Sonntagabend nach 22 Uhr, alle wollten nach Hause  zu einer heftigen Diskussion ber die Rubrik Feminismen. Teile der Redaktion hatten vorgeschlagen, sich mit reproduktiven Rechten zu befassen, und auf einen Schlag befand sich die prager frhling-Redaktion in einer bioethischen Auseinandersetzung. Wir sprangen zwischen der Zulssigkeit von Primplantationsdiagnostik und der Akzeptanz von Sptabtreibungen hin und her.


Ein Ausflug ins Geburtshaus




Um mir ein Bild davon zu machen, wie das mit dem Babybekommen funktionieren kann, besuche ich ein Geburtshaus in Berlin und treffe mich dort mit einer erfahrenen Hebamme. Ich will von ihr wissen, was sie von gynkologischer Begleitung von Schwangerschaften, wie sie derzeit im Mainstream durchgefhrt werden, hlt. Der Raum, in dem wir sitzen, ist warm, die Wnde in einem satten Gelb gestrichen. Es sieht eher nach einem Wohnzimmer als nach einem Behandlungsraum aus, einzig ein Gravidarium, eine Scheibe, mit der man den Geburtstermin errechnen kann, lsst vermuten, dass hier eine Hebamme zugange ist. Und die klagt: Die rztliche Schwangerschaftsvorsorge sei so wenig selbstermchtigend. Die Frauen, die durch sie ko-versorgt werden, knnten zumeist noch nicht mal ihren Mutterpass lesen. Die sitzen dann mit einem vollgeschriebenen Mutterpass bei mir und fragen, was die Eintrge zu bedeuten haben.


Ein weiteres Spannungsfeld umfasst die Prnataldiagnostik. Ich entdecke bei der Bundeszentrale fr gesundheitliche Aufklrung eine Vielzahl von Broschren zum Thema und erfahre, dass die Prnataldiagnostik seit nunmehr 36 Jahren von den Krankenkassen bernommen wird und dass die Anzahl der Eltern in Lauerstellung, die jene Untersuchungen in Anspruch nehmen, seitdem kontinuierlich gestiegen ist. Heute lassen fast alle Frauen mindestens die drei von den Mutterschafts-Richtlinien des Bundesausschusses der rzte und Krankenkassen empfohlenen Ultraschalluntersuchungen vornehmen. Nur knappe acht Prozent sind der Auffassung, dass sie bei einer normalen Schwangerschaft nicht ntig sind (BZgA, Datensatz Schwangerschaftserleben und Prnataldiagnostik, 2006). Aber knnen nicht durch die Prnataldiagnostik Krankheiten und Fehlbildungen frhzeitig erkannt werden? frage ich meine Hebamme. Sie guckt mich zweifelnd an. Demletzt stand eine Frau bei mir, die hat Rotz und Wasser geheult. Ihr war von ihrer Frauenrztin geraten worden, die Geburt einleiten zu lassen, nachdem eine Ultraschalluntersuchung ergeben hatte, das Kind sei unterversorgt und zu klein. Das war totaler Quatsch. Ich verschtze mich hchstens um 200 Gramm, wenn ich das Gewicht durch Tasten bestimme. Ich wei einfach, wie sich ein Kind mit 2000 Gramm im Gegensatz zu einem mit 3000 Gramm anfhlt. Zwei Wochen spter ist das Kind zum errechneten Termin mit 3200 Gramm geboren worden. Dies sei ein Beispiel dafr, dass die Ultraschalluntersuchungen oft auf Wahrscheinlichkeit basierende ngste und Sorgen auslsen, manchmal tatschlich zu medizinisch nicht notwenigen Manahmen fhren. Und dennoch: Ich mchte den Eltern nicht in ihre Entscheidungen reinreden. Die sollen die Vorsorgeuntersuchungen vornehmen lassen, die sie fr richtig halten. Und sie mssen die Entscheidungen fr sich treffen. Es geht schlielich um ihr Kind. Ich kann dazu nur meine Meinung sagen. Aber die ist nach ber 30 Jahren Berufserfahrung ziemlich klar.




Guter Hoffnung  viele Sorgen




Mir war hingegen bisher nicht bewusst, dass ein aufflliger Befund in der Prnataldiagnostik zwei Tcken hat: Den werdenden Eltern wird mit diesen Untersuchungen kein gesichertes Wissen vermittelt. Die Ultraschalluntersuchungen transportieren Wahrscheinlichkeiten. Wird eine Aufflligkeit entdeckt, bedeutet dies zum einen nicht, dass tatschlich eine Fehlentwicklung vorliegt, zum anderen garantiert ein unaufflliger Befund kein gesundes Kind. Kann sich eine Familie ein Zusammenleben mit einem behinderten Menschen nicht vorstellen, so bleibt im Regelfall nur ein Schwangerschaftsabbruch  obwohl man auch nach weiteren Untersuchungen nach wie von Fehlerquoten bei den Ergebnissen ausgehen muss. In der sehr nachvollziehbaren Sehnsucht, ihr Kind noch im Mutterleib sehen zu knnen, blenden viele werdenden Eltern diesen Umstand aus. Als Schwangere hat man aber auch allen Grund, guter Hoffnung zu sein: Die Wahrscheinlichkeit, ein erkranktes Kind zu entbinden, ist viel geringer als die umfassenden Vorsorgeuntersuchungen es vermuten lassen.


Ich freue mich, dass das Kinderkriegen so eine kinderleichte Sache zu sein scheint und bin dennoch ein wenig skeptisch. Manchmal geht dann doch mal was schief. Hier im Geburtshaus knnen nur Frauen entbinden, die keine Mehrlinge erwarten und die gesund sind. Wenn es dennoch zu Komplikationen kommt  das kann selbst nach einer gnzlich unaufflligen Schwangerschaft der Fall sein  gibt es keine Diskussion. Dann heit es, das nchste Krankenhaus alarmieren und ab in den OP. So resolut wie sie das sagt, habe ich keinen Zweifel, dass sie im Notfall nicht lange fackelt.


Als ich das Geburtshaus verlasse, kommt mir eine Mutter mit ihrem uerst aufgehbschten Kind entgegen. Es sieht fast wie eine zum Leben erweckte Babypuppe aus, die den ganzen Tag ein Babykostm nach dem anderen angezogen bekommt. Da denke ich, dass das Kinderkriegen wohl so strittig ist wie die Kindererziehung: Wir verbinden damit so groe Wnsche und Hoffnungen, dass wir Kritik an unserem Vorgehen oder  wie in der teils kinderlosen prager frhling-Redaktion teilweise  an unseren Vorstellungen, wie mans richtig macht, sehr persnlich nehmen. So ist das wohl in einer Welt, in der es in Buchhandlungen die Abteilung Ratgeber gibt.


 

Lena Kreck ist Mitglied der prager frhling-Redaktion. Sie findet die Vorstellung sehr charmant, zumindest auf die vorgeburtliche Feststellung des Geschlechts zu verzichten und sich so der Zweigeschlechtlichkeit fr eine kurze Phase zu entziehen.





Leben machen und Sterben lassen

Biopolitik als schillernder Begriff

Stefanie Graefe
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	Nicht verwechseln: Biomarkt und Biomacht. Biopolitik is dann noch mal bissel was andres.
	halleliebe (CC BY-NC-SA 2.0)


Wer bei Google Biopolitik eingibt, findet ber 170.000 Resultate, wobei sozialwissenschaftliche Eintrge deutlich dominieren. Was aber soll das eigentlich sein  Biopolitik? Politik des Lebens  ist das nicht jede Politik? In der Tat, wortwrtlich ist mit Biopolitik schlicht die Tatsache benannt, dass gesellschaftliche Institutionen menschliches Leben formen, prgen und verndern. So allgemein sagt der Begriff allerdings nicht viel. Medial eingebrgert hat sich deshalb auch lngst, Biopolitik als begriffliche Klammer fr alles zu verwenden, was irgendwie mit Biowissenschaften, -technologien und -praktiken zu tun hat  samt der daraus zahlreich resultierenden politischen, rechtlichen und ethischen Probleme. Ob embryonale Stammzellenforschung, therapeutisches Klonen, Organtransplantationen oder Primplantationsdiagnostik  immer geht es darum, ob, wie und von wem Leben in seiner elementarsten Form gestaltet, gefrdert oder verhindert bzw. beendet werden soll. Biopolitik ist damit zwar sicherlich fr feministische Wissenschaftskritik besonders interessant, keinesfalls aber ein ausschlieliches Frauenthema. Und apropos Wissenschaftskritik: Kritisch ist die Rede von Biopolitik nicht per se. Sie kann es aber sein  sofern sie gesellschaftstheoretisch unterfttert wird. 

Biopolitik als Kategorie von Gesellschaftskritik wird nicht zufllig vor allem mit dem Namen Michel Foucault assoziiert. Auch wenn der franzsische Theoretiker den Begriff nicht erfunden hat  seine Geschichte reicht vielmehr zurck bis in die finsteren Anfnge von Rassen- und Erbhygiene am Anfang des 20. Jahrhunderts , so hat doch vor allem er ihn fr eine herrschaftskritische Verwendungsweise fruchtbar gemacht. Von Biopolitik im Sinne Foucaults zu sprechen impliziert somit eine bestimmte Denkperspektive. Eine Perspektive, in der gesellschaftliche Diskurse und politische Entscheidungen rund um die Definition, die Gefhrdung oder auch den Wert des Lebens auf in der westlichen Moderne grundlegende Logiken von Macht verweisen. Ins Blickfeld geraten Bereiche, die in der politischen Theorie ansonsten oft dem Privaten zugeordnet und dem eigentlichen Bereich des Politischen untergeordnet werden: Krper, Gesundheit, Krankheit, Sexualitt, Sterben und Tod. Foucault, der brigens nicht nur von Biopolitik, sondern auch und schrfer noch von Biomacht spricht, zeigt auf, dass zwischen dem Aufstieg der modernen Biomedizin, der bis ins 17. Jahrhundert zurckreichenden Geschichte von Bevlkerungspolitik und dem modernen Rassismus in seinen diversen Spielarten ein ebenso systematischer wie monstrser Zusammenhang existiert. Vor dem Hintergrund der kapitalistischen Industrialisierung wird die Optimierung des produktiven und reproduktiven Lebens der Staatsbrgerinnen erklrtes Ziel von Politik. In ihrer brutalsten Ausprgung realisiert sich die Biomacht schlielich in den nationalsozialistischen Vernichtungs- und Euthanasieprogrammen. Die Biologisierung der Gesellschaft nach dem (von Foucault so genannten) Prinzip leben machen, sterben lassen beginnt weder, noch endet sie mit den Nazis. Auch in demokratischen Gesellschaften schreibt sie sich  in freilich deutlich gewandelter Form  fort.
 
Beide Verwendungsweisen des Begriffs Biopolitik  die deskriptive und die kritische  kommen dort zusammen, wo es, wie in dieser Schwerpunktrubrik, um die Analyse spezifischer Lebenstechnologien und ihrer herrschaftsfrmigen Effekte geht. Kritik von Biopolitik stellt Fragen  etwa die nach den ungleichen sozialen Verhltnissen, die auf globalen Organ- und Stammzellmrkten existieren. Oder nach den Lebensformen, die durch Techniken der prnatalen Diagnostik indirekt fr unwnschbar erklrt werden. Oder auch nach den Schattenseiten der durch das staatlich organisierte Angebot Sterbehilfe vermeintlich selbstbestimmten Verfgung ber den eigenen Tod.
 
Das Stichwort Selbstbestimmung ist in diesem Zusammenhang sehr zentral: Biopolitiken arbeiten heutzutage in aller Regel weniger mit dem Verweis auf die bedrohte Volksgesundheit, als vielmehr mit dem Versprechen auf mehr individuelle Autonomie  in Form gestiegener Wahlmglichkeiten etwa fr werdende Eltern oder schwerkranke Patienten. Genau das wiederum macht die Kritik hufig schwierig: Wer knne schon etwas gegen mehr Selbstbestimmung haben? Tatschlich ist die Thematik so komplex, dass die politischen Positionen zu Biopolitik, wie entsprechende Bundestagsdebatten eindrcklich belegen, konventionelle Rechts-Links-Zuschreibungen oft unterlaufen. Zur Komplexittsreduktion werden politisch meistens weitere Prozeduren und Instrumente installiert  genetische Beratungen, Patientenverfgungen, Spenderausweise etc. Regelungsfreie Grauzonen scheinen schwer aushaltbar, doch der Preis fr den Zugewinn an Transparenz ist hoch. Mehr Regulierungen bewirken mittelfristig auch mehr Normalisierung. Die individuelle Wahlfreiheit (die brigens nicht identisch ist mit Selbstbestimmung) mag subjektiv als hher empfunden werden, wenn ich (scheinbar) darber entscheiden kann, wie ich sterben oder welche Art Kind ich gebren mchte. Kollektiv aber setzt sich  ganz unabhngig von den jeweils individuellen Entscheidungen  zum Beispiel die Annahme durch, dass das eigene Sterben mehr oder weniger gelungen sein kann. Oder dass Menschen mit schweren Krankheiten nicht an diesen, sondern an einem  von anderen egoistisch verschuldeten  Organmangel sterben. Oder dass ein behindertes Kind eigentlich doch nicht ntig gewesen wre.
 
Kritik von Biopolitik tut also gerade wegen der damit verbundenen Komplexitt immer wieder not  insbesondere dort, wo Heils- und Autonomieversprechen wuchern.
  
Zum Weiterlesen:
 
Fantmas. magazin fr linke debatte und praxis, Nr2/2002: Macht. Leben. Widerstand, Hamburg
 
Michel Foucault (1991): Der Wille zum Wissen. Sexualitt und Wahrheit I, Frankfurt/M.: Suhrkamp.
 
Stefanie Graefe (2007): Autonomie am Lebensende? Biopolitik, konomisierung und die Debatte um Sterbehilfe, Frankfurt/M: Campus.
 



Rütteln sollte man schon am Zaun

Robert Stadlober im Gespräch über Musik, Ästhetik des Widerstandes und zivilen Ungehorsam

Katja Kipping
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prager frhling: Robert, du warst gerade auf Tour mit deiner Band. Wie wars?




Robert Stadlober: Es gab tolle Konzerte mit super Stimmung, z.B. im Dresdner Klub Ostpol. In mancher Stadt gab es fantastische junge Leute, die unentgeltlich Konzerte organisieren. So eine Tour hat natrlich auch anstrengende Seiten. Viele Nchte haben wir zu fnft in einem Hostelraum verbracht.




pf: Das klingt lustig, aber nicht nach klingenden Kassen.




Stadlober: Naja, wir haben keine Gewinne gemacht, aber konnten endlich mal das Minus auf unserem Bandkonto ausgleichen. Die meisten Bands existieren ja nicht zum Geld verdienen. Man ist schon froh, wenn die Tour-Kosten gedeckt sind und es nicht jeden Abend nur Reis mit Bohnen gibt. Eigenartiger Weise macht kaum noch jemand Spaghetti mit Tomatensoe.




pf: Was unterscheidet das von dir mit gegrndete Musik-Label Siluh von konventionellen?




Stadlober: Abgesehen von einer halben Stelle wird das Label komplett ehrenamtlich betrieben. Wir haben uns im besten Sinne als Kollektiv zusammen gefunden. Die Idee ist, einen Ort zu schaffen, an dem Leute Musik machen knnen, ohne dass ihnen gro reingeredet wird. Wir beraten zusammen, aber es gibt kein Reinregieren. Wer ein Rockstar werden und spter Hotelzimmer zerlegen mchte, ist bei uns falsch. Jede Band, die bei uns mitmacht, muss genauso hart arbeiten.




pf: Wo siehst du gegenwrtig interessante Entwicklungen in der Musik?




Stadlober: Als ich so 14 war, waren die Szenen streng getrennt. Es gab die Hip-Hop- und die Indie-Betonkpfe. Das ging streng bis zu den Klammotten. Heute fallen die Grenzen zwischen den Sphren. Daraus entstehen schne Symbiosen. Es gibt zwei Arten Musik zu machen und wahrzunehmen: erstens eine hochprofessionelle, wo es eher um den Gebrauchswert und nicht um die Kunst geht, und dann gibt es HrerInnen und Bands, denen es um wirkliche Musik geht. Bei letzteren ist oft von vornherein klar, dass die Bands damit nicht ihren Lebensunterhalt bestreiten knnen.




pf: Warum, weil das am Geschmack der Massen vorbeigeht?




Stadlober: Eher weil die Kanle verstopft sind. Es gibt zwar viel Geld in der Musikbranche, aber das ist konzentriert. Frher gab es noch mehrere mittelgroe Indie-Labels. Die sind fast alle verschwunden.




pf: Bietet das Internet nicht neue Mglichkeiten zur Verbreitung?




Stadlober: Knnte man meinen, aber auch in der ach so schnen freien Internetwelt ist es schwer, Aufmerksamkeit zu erwecken. Viele vermeintlich authentische Blogs sind inzwischen durchkommerzialisiert. Wir bekommen immer wieder Angebote, fr die und die Summe knnen wir eure Musik ber unseren Blog featuren oder fr die und die Summe sorgen wir dafr, dass eure Clips eine entsprechende Klickzahl aufweisen. Auch im Netz spiegeln sich inzwischen die konomischen Unterschiede wieder.




Stadlober: Wie hltst du es mit dem Urheberrecht?




Stadlober: Das mag vulgr-marxistisch klingen. Aber solange ich mein Brot noch bezahlen muss, brauche ich auch eine Einnahme. Wenn wir uns auf eine Gesellschaft einigen, in der es heit, alles fr alle und zwar umsonst oder es gbe irgendeine Form einer allgemeinen sozialen Absicherung, dann she das schon anders aus.




pf: Du hast den Roman Die sthetik des Widerstandes von Peter Weiss als Hrbuch eingesprochen. Das ist ein groartiger aber auch nicht gerade leichter Text.




Stadlober: Mit 16 habe ich mich zum ersten Mal daran gewagt, den Roman zu lesen, und habe damals schon geahnt, dass da viel drin steht, was ich erst in 20 Jahren verstehen werde. Als Karl Bruckmaier dann mit der Projektidee kam, war ich erstaunt, aber auch erfreut, da die Werke von Weis ja leider etwas in Vergessenheit geraten sind. Und es gehrt zu den positiven Seiten, wenn man ein bisschen prominent ist, dass man wichtige Dinge bekannter machen kann.




pf: Welche Episoden aus dem Romanepos haben sich besonders in dein Gedchtnis gebrannt?




Stadlober: Naja, die Szene vor dem Pergamonaltar ist wohl fr jeden ein echter Brocken, dessen Aneignung einen wahrlich vor Herausforderungen stellt. Und die Schilderungen der antifaschistischen Zelle im Gefngnis Pltzensee ist sehr bewegend. Generell klingt im Buch durch, wie sehr Kunst fr widerstndische Menschen, aber auch generell, etwa in existentiellen Krisen oder Zeiten des Zweifels eine Quelle der Erbauung sein kann.




pf: Wo siehst du heute Anstze einer widerstndischen sthetik?




Stadlober: In allen mglichen Subkulturen. Gro geworden bin ich mit Bands, die im Antifa-Milieu verortet waren. Da war das aber alles noch sehr homogen. Aber heute gibt es auf einmal Bands wie Frittenbude oder Egotronic, die aus einem hnlichen antideutschen Hintergrund kommen. Zu deren Musik springen mittlerweile tausende Jugendliche mit und werden wahrscheinlich erst nach und nach durch die Texte politisiert. Vor zehn Jahren htte ich das noch nicht so formuliert. Aber heute fang ich an zu glauben, dass eine eher auf den Feiercharakter ausgelegte Musik, mit entsprechenden Texten mehr an Politisierung bewirkt als durchintellektualisierte Gender- oder Veganismus-Debatten, wo man fr jeden Diskurs, in den man eintritt, unglaublich viel diskursives Vorwissen mitbringen muss.




pf: Und wo siehst du Anstze widerstndiger Politik?




Stadlober: Aktionen wie die Anti-Nazi-Blockaden in Dresden oder die Blockupy-Proteste in Frankfurt/Main, die auf Mittel des zivilen Widerstandes setzen. Solche Aktionen wrde ich immer wieder untersttzen.




pf: Beides Aktionen, an denen auch Redakteure vom prager frhling beteiligt sind, die aber auch immer wieder mit Kriminalisierungsversuchen konfrontiert sind.




Stadlober: Wie sagt doch der Schriftsteller Raul Zelik so schn anlsslich der G8-Proteste: Solange nicht am Zaun gerttelt wird, solange merkt Frau Merkel doch gar nicht, dass es drauen Proteste gibt. Rtteln sollte man schon am Zaun.




pf: Fr reichlich Furore hat deine Antwort bei der Talksendung Drei nach Neun auf eine Frage von Giovanni di Lorenzo nach brennenden Autos gesorgt. Hast du diese Debatte bewusst angestoen?




Stadlober: Wenn klar gewesen wre, dass es um solche Fragen geht, wre ich da sicher noch mal anders herangegangen. Aber im Vorgesprch hie es, es gehe nur um einen Plausch um meinen neuen Film. Und pltzlich war ich aus dem Nichts mit dieser Frage konfrontiert. Da wollte ich dann keine entschuldigende Antwort geben, sondern eine Gegenfrage aufwerfen  und zwar die nach den politischen Hintergrnden. Die Boulevardpresse hat daraufhin versucht, eine Kampagne gegen mich zu starten. Die hat aber nicht wirklich funktioniert.




pf: Bekannt geworden bist du als Schauspieler. In Portraits ber dich heit es, du bevorzugst nicht publikumsgefllige Filme. Was macht einen guten Film aus?




Stadlober: Natrlich hoffe ich immer, dass Filme, an denen ich mitwirke, ein Publikum finden. Mir geht es beim Lesen des Drehbuchs darum, zu schauen, ob diese Filme irgendetwas mit den ZuschauerInnen machen. Das meine ich ausdrcklich nicht im Sinne von Agitprop. Filme knnen durchaus eskapistisch sein. Aber es geht um irgendeine Form von Erkenntnis.




pf: Wie schtzt du die deutsche Filmfrderkultur ein?




Stadlober: Das ist hnlich wie bei der Musik. Bestimmte Leute sitzen an bestimmten Hebeln und die haben FreundInnen. Mein naives Verstndnis ist, dass vor allem Projekte gefrdert werden sollten, die nicht von sich aus auf dem freien Markt bestehen knnen aber einen Gehalt haben. Also Filmfrderung als Kulturfrderung und nicht als reine Wirtschaftsfrderung.




pf: Du verdienst Geld als Schauspieler, bist in verschiedenen Filmprojekten beteiligt, betreibst ein unabhngiges Musiklabel und gehst ab und zu mit deiner Band auf Tour. prager frhling beschftigt sich u.a. mit den Verschiebungen in der Arbeitswelt, deswegen habe ich noch eine abschlieende Frage: Was verbindest du mit dem Begriff Arbeit?




Stadlober: Mein Vater ist Schichtarbeiter mit Tages- und Nachtschichten. Seine Lebensrealitt ist wohl noch am ehesten am klassischen Arbeitsbegriff dran. Was ich mache, ist auch irgendwie Arbeit, aber ich versuche, es nicht dazu werden zu lassen. Ich bin oft 16 Stunden am Tag ttig, aber das tue ich gern. Ich kenn in meinem Umfeld  aber das ist bestimmt auch ein spezieller Kosmos  kaum jemanden, der im klassischen Sinne arbeitet. Nur wenn einer meiner Freunde in einer Bar jobbt, dann sagt er, ich gehe heute auf Arbeit. Es schlgt sich halt jeder irgendwie durch und versucht den althergebrachten Arbeitsfetisch so weit es geht zu vermeiden und sein Leben mit etwas zu fllen, was vielleicht ein bisschen mehr ist.




Robert Stadlober versucht sich als Schauspieler, Labelbetreiber, Musiker und vor allem und in erster Linie immer noch an dem, was das Leben sein knnte. Mal mehr, mal weniger erfolgreich aber immer mit der Hoffnung, dass es irgendwann so wird, wie wir es uns doch alle erhoffen. Das Interview fhrte Katja Kipping.




(Un)Freie Radios

Kommunikation, Kapitalismus und Krise

Viviana Uriona
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	... schon frei oder nur freigestellt? Radio ohne erkennbaren Hintergrund.
	Hytok (CC BY-NC-ND 2.0)


Tglich erreicht uns eine Vielzahl von Berichterstattung durch ffentliche und private Medien und schon der erste Teil dieses Satzes kann grndlich bezweifelt werden. Denn eine Flut aus Informationen macht noch keine Informationsvielfalt. Welche Berichte erreichen uns berhaupt? Wie vielen Menschen fehlt die Zeit, sich neben der Lohnarbeit kritisch mit den Medien des Mainstreams und dem Wahrheitsgehalt ihrer Angebote auseinanderzusetzen? Es ist genau an dieser Stelle, an der das freie Radio antritt  ein Medium voller Vorteile. Radio lsst sich bei geringem Aufwand und niedrigen Kosten von nahezu jedem Menschen verwirklichen. Und doch ist das demokratische Radiomachen in der Bundesrepublik ein schweres Unterfangen. Nicht nur, dass der Rundfunk in Deutschland kaum eine demokratische Tradition besitzt. Freie Radios werden heute im Kampf um Lizenzen zwischen Privaten und ffentlich-Rechtlichen zerrieben. Seit den 1970er Jahren versuchen freie Radiomacher_innen an Lizenzen zu kommen oder mhen sich die, die sie schon haben, auch zu behalten. Ihre Siege und Niederlagen erzhlen die Geschichte des rckschrittlichen Medienrechtes der Bundesrepublik. Fr Zulassung und Beaufsichtigung des privaten und ffentlich-rechtlichen Hr- und Bildfunks sind in Deutschland 14 Landesmedienanstalten zustndig. Ihre Aufgaben erfllen sie auf der Grundlage eines steinalten Rechtes. Das Duale System wurde im Rundfunkstaatsvertrag von 1987 festgezurrt. Seitdem sind die Bestimmungen der Rundfunkstaatsvertrge vielfach angepasst aber nie grundlegend verndert worden. Die feinen Unterschiede zwischen den Staatsvertrgen der Lnder zwingen die Radiomacher_innen nicht nur medienwissenschaftlich, sondern auch juristisch fit zu sein, um sich durchsetzen zu knnen. Es ist hchste Sendezeit, alle 14 Bundeslnder beim Thema Kommunikationspolitik auf den Prfstand zu bringen. Dieser Bedarf lsst sich an einem ganz konkreten Fall belegen. Er spielt in der Hauptstadt und in Brandenburg. Hier herrschen Medienriesen unter der Zustndigkeit der Landesmedienanstalt Berlin Brandenburg (MABB). Sie entschied am 20. April, eine fr ihre Verhltnisse revolutionre und im allgemeinen Mastab almosenhafte Entscheidung zu entwerten, die sie nur zwei Jahren zuvor traf. Seit Jahrzehnten kmpften Initiativen in der Region fr ein freies lokales Radio. Die MABB genehmigte schlielich im Jahre 2010 die Frequenz 88vier fr ein kreatives Radio in Berlin unter Schikanen und Auflagen. Unter der neuen Frequenz erlaubte die MABB ein Schaltprogramm, an dem sich neben dem offenen Kanal Alex, einige Gruppen und auch Einzelne beteiligen konnten.  

Nun aber entschied die MABB, das Freie Radio in Potsdam (Frrapo) mit seinen bereits 24 Redaktionen abzuschalten und alle anderen freien Radio-Initiativen deutlich in ihrer Sendezeit zu beschneiden. Dass diese Entscheidungen eine Missachtung der geleisteten Arbeit ist, mag den MABB-Entscheider_innen gleich sein. Nicht egal ist allerdings, dass sie damit zugleich den Empfehlungen des Europarates von 2009(1) und 2007(2) und denen des europischen Parlament von 2008(3) an alle Mitgliedstaaten widersprachen. 
  
Politik und Massenmedien der Hauptstadt wissen viel ber die Missstnde im Umgang mit Medienmachern in Ungarn, Syrien oder Sdamerika. Doch sie haben den Missstand daheim vor der Haustr. Zu seiner Beseitigung bedarf es einer Novellierung des Rundfunkvertragsrechs, um freien Radios den Schutz und die Achtung zu verschaffen, die sie verdienen. Da ich gerade an Sdamerika dachte: Argentinien hat seit 2010 ein Mediengesetz, das die Kommunikation als Menschenrecht anerkennt. Das neue Gesetz verlangt eine Lizenzvergabe an eine dritte Gruppe von Medienmachern neben Privaten und ffentlich-Rechtlichen. Senden sollen auch Gruppierungen, die ber eine lokale Anbindung verfgen und das Ziel haben, eine gesellschaftliche Vernderung anzustreben. Der argentinische Staat ist gesetzlich verpflichtet, dieses Recht sowohl finanziell als auch infrastrukturell zu frdern.(4)
  
Die Entscheidung der MABB ist mehr als ein kleiner Fall. Sie ist kein Einzelfall. Sie zeigt die berforderung der kapitalistischen Struktur im Medienbereich. Die Radiomacher_innen kriegen die Krise, doch der Kapitalismus hat sie. Er behindert freie Rundfunkkommunikation auerhalb seiner berkommenen Strukturen. Diese Gesellschaft kann sich in einem eingegrenzten Spektrum aus Sendepltzen Radios jenseits von staatlicher Lenkung oder Gewinnstreben nur als gndige Ausnahme unter Vorbehalt vorstellen. Doch zugleich gibt es immer mehr Menschen, die technisch, fachlich und wirtschaftlich in der Lage sind, Radio zu machen und dies auch tun wollen. Einige mgen der Meinung sein, dieser Widerspruch zwischen menschlichem Entfaltungsstreben und gesellschaftlichen Mglichkeiten und Grenzen gehre der Vergangenheit an, da die Mediengestaltung und die Medienverbreitung sich fr die kommenden Generationen vornehmlich im Internetbereich abspielen werde. Vor so viel Zuversicht warne ich und rate zu sehr viel mehr Vorsicht. Denn die fr den ther erprobten Kontrollmechanismen werden fr das Netz bereits in Gang gesetzt. Der Kampf fr freie Kommunikation als Menschenrecht ist unteilbar. Wer ihn bereits im ther gewinnt, muss ihn im Internet nicht frchten.
  
Autorin:
  
Viviana Uriona ist Politologin und promoviert zu sozialen Bewegungen und freien Radios in Lateinamerika. Darber hinaus ist sie in der freien Radioszene sowohl in Deutschland als auch in transnationalen Projekten aktiv. 
  
Funoten:       
  
1 Declaration of the Committee of Ministers on the role of community media in promoting social cohesion and intercultural dialogue, http://tinyurl.com/boxvb7z
  
2 Recommendation CM/Rec (2007) 2 of the Committee of Ministers to member states on media pluralism and diversity of media content, http://tinyurl.com/cmfu7pn
  
3 European Parliament resolution of 25 September 2008 on Community Media in Europe (2008/2011(INI)), http://tinyurl.com/c7lkp7a
  
4 Mehr zu dem Thema: Argentinien: Kampf um die Gegenhegemonie in der Mediendemokratie In Lateinamerikas Demokratien im Umbruch von Leo Gabriel und Herbert Berger, Mandelbaum Verlag, Wien 2010, S. 277-299.
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